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Geſetz Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 1. — 


(Nr. 3086.) Verordnung über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximirten 
Gerichtsſtandes, ſowie uͤber die anderweitige Organiſation der Gerichte. 
Vom 2. Januar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen in Ausfuͤhrung der Artikel 40. 85. und 88. und auf Grund des 
Artikels 105. der Verfaſſungsurkunde fuͤr den Umfang Unſerer Monarchie mit 
Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


I. Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit. 


§. 1. 

Die ſtandesherrliche, ſtaͤdtiſche und Patrimonialgerichtsbarkeit jeder Art 
in Zivil⸗ und Strafſachen wird aufgehoben. Fortan ſoll die Gerichtsbarkeit 
uͤberall nur durch vom Staate beſtellte Gerichtsbehoͤrden, deren Einrichtung 
und Kompetenz die nachfolgenden Vorſchriften beſtimmen, in Unſerm Namen 
ausgeuͤbt werden. c 55 65 
a Einer gleichen Aufhebung unterliegt die geiſtliche Gerichtsbarkeit in allen 
weltlichen Angelegenheiten, namentlich auch in Prozeſſen tiber die Rechten 
Trennung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe. Alle ſolche Rechtsangele⸗ 
genheiten gehoͤren vor die ordentlichen Gerichte. 


F. 2. 

Die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit erfolgt ohne Entſchaͤdigung der 
Eigen Inhaber, jedoch gehen vom Tage der Aufhebung nicht blos die 
Nutzungen nebſt den ſonſtigen aus der Gerichtsbarkeit fließenden Gerechtſamen, 
ſondern auch alle Laſten derſelben, mit Einſchluß der Verpflichtung zur Ueber⸗ 
tragung der Kriminalkoſten, auf den Staat uͤber. 

Was die am Tage des Ueberganges ruͤckſtaͤndigen Sporteln betrifft, ſo 
verbleiben die bis dahin bereits liquidirten und zur Solleinnahme geſtellten den 
zeitherigen Gerichtsherren, wahrend die noch nicht zur Solleinnahme geſtellten 
Sporteln fuͤr Rechnung der Staatskaſſe liquidirt und eingezogen werden. Kri⸗ 
minalkoſten ſind von den Gerichtsherren in ſoweit zu uͤbertragen, als die Auf— 
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forderung zur Zahlung derſelben bis zum Tage des Ueberganges der Gerichts— 
barkeit bereits erlaſſen iſt, dagegen fallen die erſt ſpaͤter eingeforderten von der 
Gerichts herrſchaft zu uͤbertragenden Koſten der Staatskaſſe zur Laſt. 


$. 3. 

Bei der Uebernahme der Gerichtsbarkeit werden den Staatsbehoͤrden die 
vorhandenen Geſchaͤftsutenſilien der bisherigen Gerichtsbehoͤrden, ſoweit ſie fuͤr 
die neuen Gerichte erforderlich find, mit übergeben. Auch iſt der Staat be- 
rechtigt, vorhandene beſondere Gerichtsgebaͤude und Gefaͤngniſſe, wenn davon 
für Zwecke der Juſtizverwaltung Gebrauch gemacht werden ſoll, ferner zu be— 
nutzen, uͤberkommt jedoch in dieſem Falle die Verpflichtung zu ihrer Inſtand⸗ 
haltung, und hat die Lokalien, wenn ſie Eigenthum von Privatperſonen ſind, 
denſelben zuruͤckzugeben, ſobalb fuͤr das Beduͤrfniß anderweitig geſorgt iſt, bis 
dahin aber eine billige Entſchaͤdigung fuͤr die Benutzung zu gewaͤhren. 


H. 4. 

Die bei den aufgehobenen Privatgerichten lebenslaͤnglich angeſtellten 
Richter, deren Anſtellungs- oder Vertragsurkunden von der vorgeſetzten Be⸗ 
hoͤrde unbedingt und nicht unter dem Vorbehalte beftätigt find, daß fie bei 
einer Vereinigung des betreffenden Gerichts mit einem Königlichen oder Kreis 
erichte, oder bei Abtretung der Gerichtsbarkeit an den Staat ſich deren Auf: 
2 gefallen zu laſſen haben, werden im Staatsdienſte mit demjenigen Ein⸗ 
kommen wieder angeſtellt, welches ihnen nach Maaßgabe ihres Dienſtalters und 
der Etatsverhaͤltniſſe in der Reihe der uͤbrigen Untergerichts-Juſtizbeamten bei 
den neu eingerichteten Juſtizbehoͤrden gewaͤhrt werden kann. 

Alle übrigen Privatrichter, zu Denen auch diejenigen ſtaͤdtiſchen Beamten 
in Neuvorpommern gehoͤren, welche das Richteramt nur in Verbindung mit 
anderen Funktionen als Gemeindebeamte verwalten, iſt der Staat zu uͤberneh⸗ 
men zwar nicht verpflichtet, es ſoll jedoch nach Maaßgabe ihrer Befaͤhigung 
und ſoweit ſich dazu geeignete Gelegenheit bietet, auf ihre Unterbringung moͤg⸗ 
lichſt Bedacht genommen werden. Beſitzen fie eine Qualifikationsurkunde zur 
Anſtellung bei Obergerichten, ſo ſind ſie jedenfalls mit demjenigen Einkommen, 
welches nach dem in der Reihe der Obergerichts-Aſſeſſoren u beigelegten 
Dienftalter und nach den Etats- und Perſonalverhaͤltniſſen gewährt werden 
kann, bei Koͤniglichen Gerichten anzuſtellen. 


EN 

Subaltern- und Unterbeamte der Privatgerichte werden mit einem nach 
den Etatsverhaͤltniſſen der neuen Gerichte zu beſtimmenden Einkommen uͤber⸗ 
nommen, wenn ſie mit Genehmigung der betreffenden Behoͤrde lebenslaͤnglich 
und ohne Vorbehalt angeſtellt find. Andernfalls ſollen fie, ſofern die Anſtel⸗ 
lungsfaͤhigkeit von ihnen nachgewieſen wird, als Exſpektanten für geeignete 
Aemter notirt werden, auch bleibt den Subalternbeamten uͤberlaſſen, als Zivil⸗ 
Supernumerarien bei den Gerichten einzutreten, wenn ſie von denſelben dazu 
geeignet befunden werden. 


g. 6. 
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i Bei Uebernahme der Juſtizbeamten der ſtandesherrlichen Gerichte ſind 
die Vorſchriften der Inſtruktion vom 30. Mai 1820. (Geſetzſammlung Seite 
96. u. folg.) zu beruͤckſichtigen, ſoweit ſie nicht durch beſondere Seitens des Staats 
mit den Standesherren geſchloſſene Vertraͤge eine Abaͤnderung erfahren haben, 
in welchem Falle dieſe Vertraͤge entſcheiden. 
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Den bei Königlichen Gerichten angeſtellten bisherigen Privat- Gerichts: 
Beamten wird ihre fruͤhere Dienſtzeit bei kuͤnftig erfolgender Penſionirung nach 
Maaßgabe der Beſtimmungen des Penſionsreglements vom 30. April 1825. 
angerechnet. 

Alle mit fixirtem Gehalte wieder angeſtellte Privat-Juſtizbeamte find, 
wenn fie bisher noch nicht penſionsberechtigt waren, bei ihrem Eintritte in den 
unmittelbaren Staatsdienſt dem Zwoͤlftel-Penſionsabzuge unterworfen. 


$. 8. 

Das Verhaͤltniß der Staͤdte in denjenigen Provinzen, in welchen bereits | 
früher Königliche Gerichte an die Stelle der ſtaͤdtiſchen getreten find, erleidet | 
bis zu deſſen anderweiter Regulirung durch die gegenwärtige Verordnung Feine 
Veraͤnderung. | 


II. Aufhebung des eximirten Gerichtsſtandes. =. ee Ar eee, 
$. 9. a A Ken . 5 
Der eximirte und privilegirte Gerichtsſtand fuͤr Perſonen, Grundſtuͤcke n np 
und Gerechtigkeiten, desgleichen der privilegirte Gerichtsſtand des Fiskus, ſoweit , | 
er bisher noch ſtattgefunden hat, wird allgemein aufgehoben. Jedermann ſteht? __ | 
fortan unter dem ordentlichen Gerichte, welches für den Ort oder Bezirk zus tere. 
nächft und unmittelbar beſtellt iſt, und jedes Grundſtuͤck gehört im dinglichen? , eee, 
Gerichtsſtande vor das ordentliche Gericht desjenigen Sprengels, in welchem 
es gelegen iſt. I . v . 
Korporationen und andere moraliſche Perſonen muͤſſen bei dem ordent⸗ ere e ag 
lichen Gerichte belangt werden, in deſſen Bezirke der Vorſtand derſelben ſeinen⸗ ee, geg, 
Sitz hat. Ausnahmen hiervon beſtimmen die Geſetze. An die Stelle des durch 
die Kabinetsorder vom 1. Maͤrz 1847. (Geſetzſammlung S. 112.) angeordne⸗ 
ten Gerichtsſtandes der Eiſenbahngeſellſchaften bei Entſchaͤdigungsanſpruͤchen 
tritt der dingliche Gerichts ſtand bei demjenigen ordentlichen Gerichte, in deſſen 
Bezirke das erproprürte oder beſchaͤdigte Grundſtuͤck gelegen iſt, wenn der Klaͤ⸗ 
* nicht vorzieht, im perſoͤnlichen Gerichtsſtande der Eiſenbahngeſellſchaft zu 
agen. 
Die von vorſtehenden Beſtimmungen abweichenden Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1834. uͤber die Einrichtung der Juſtizbehoͤrden im 
Großherzogthum Poſen (Geſetzſammlung S. 75. ff.) treten außer Kraft. 
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§. 10. 

Die Ausnahmen, welche in den $$. 1. und 2. des Geſetzes vom 11. 
Auguſt 1848., betreffend die Aufhebung des eximirten Gerichtsſtandes in Un⸗ 
terſuchungs- und Injurienſachen (Geſetzſammlung S. 201.), hinſichtlich des 
Gerichtsſtandes der Richter, gerichtlichen Polizeibeamten und Patrimonialge⸗ 
richtsherren gemacht ſind, werden hierdurch aufgehoben. 

Der Militairgerichtsſtand in Strafſachen, ſowie der Gerichtsſtand der 
Studirenden, ſoll durch beſondere Geſetze anderweit beſtimmt werden. Bis 
dahin verbleibt es bei den daruͤber beſtehenden Vorſchriften. 


§. 11. 


Ruͤckſichtlich der Rechtsſtreitigkeiten unter Mitgliedern, der Koͤniglichen 
Familie, ſowie der nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten der zur Koͤniglichen 
Familie gehörigen Perſonen, namentlich in Betreff der Teſtamentserrichtungen, 
Nachlaßregulirungen, Familienſchluͤſſe, Eheſachen, Vormundſchafts- und aͤhn⸗ 
lichen Angelegenheiten, wird durch die gegenwaͤrtige Verordnung nichts geaͤn⸗ 
dert, vielmehr behaͤlt es in dieſer Beziehung bei der Hausverfaſſung ſein Be⸗ 
wenden. 


D Yo + 


Die nach der Verordnung vom 28. Juni 1844. (Geſetzſamml. S. 184. ff.) 
zu behandelnden Prozeſſe, welche die Scheidung, Unguͤltigkeit oder Nichtigkeit 
einer Ehe zum Gegenſtande haben, gehen wieder auf die ordentlichen perſoͤn⸗ 
lichen Gerichte über. Es andern ſich die HH. 1., 2. und 56. jener Verordnung 
hiernach ab, auch wird mit Aufhebung des F. 3. derſelben beſtimmt, daß fuͤr 
die Sitzungsverhandlungen in erſter Inſtanz drei und in zweiter Inſtanz fünf 
Richter genuͤgen ſollen. Die Geſchaͤfte des Staatsanwalts in dieſen Prozeſſen 
hat der bei dem kompetenten Gerichte fuͤr Strafſachen beſtellte Staatsanwalt 
wahrzunehmen. f 


$. 13. 


Unter Abänderung des Edikts vom 21. Februar 1816. (Geſetzſammlung 
S. 104.) und der Kabinetsorder vom 6. Juli und 12. Oktober 1837. (Ger 
ſetzſamml. S. 134. und 147.) wird der Spezialgerichtsſtand ‚für Bergwerks⸗ 
ſachen gleichfalls aufgehoben. Bei den dort bezeichneten Rechtsſtreiti keiten, 
welche von jetzt ab auch in erſter Inſtanz vor die ordentlichen Gerichte ge⸗ 
hören, haben jedoch die Gerichte, wenn fie dies entweder ſelbſt fuͤr nothwendig 
erachten, oder wenn von einer der Parteien darauf angetragen wird, aus der 
Zahl der von dem Ober-Bergamte des Bezirks zu bezeichnenden bergmaͤnni⸗ 
ſchen Sachverſtaͤndigen zwei derſelben zu den mündlichen, Verhandlungen mit 
vollem Stimmrechte zuzuziehen. b 

Letztere Vorſchrift findet auch Anwendung, wenn dergleichen Bergſachen 
in die zweite und dritte Inſtanz gelangen, jedoch duͤrfen in der hoheren In⸗ 
ſtanz nicht ſolche Sachverſtaͤndige zugezogen werden, welche in derſelben Sache 
ſchon in einer der früheren Inſtanzen bei der Entſcheidung mitgewirkt 3 


ii 


F. 14. 


Die Beſtaͤtigung einer Annahme an Kindes Statt (F. 667. Tit. 2. 
Th. II. Allg. Landrechts) gehört fortan vor das ordentliche perfönliche Gericht. 

Auch bedarf es nicht weiter der Genehmigung der vorgeſetzten Behoͤrde 
zur ſubhaſtationsfreien Veraͤußerung unbeweglicher Guͤter der Pflegebefohlenen 
(F. 586. Tit. 18. Th. II. Allg. Landrechts, Kabinetsorder vom 10. November 
1830., Geſetzſamml. S. 144.), vielmehr genuͤgt der Beſchluß des kompetenten 
kollegialiſchen Gerichts. 
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So lange in einzelnen Provinzen noch befondere Provinzial: oder ſtatu⸗ 
tariſche Rechte beſtehen, welche auf die nach den zeitherigen Beſtimmungen 
vom ordentlichen Gerichtsſtande eximirten Perſonen und Sachen nicht Anwen⸗ 
dung gefunden haben, bleibt dieſe Anwendung fuͤr ſolche Perſonen und Sachen 
auch ferner ausgeſchloſſen. 


§. 16. 

Kompetenzſtreitigkeiten der Gerichtsbehoͤrden erſter Inſtanz hinſichtlich 
der zu ihrem Reſſort 8 Sachen ($$. 9. bis 14.) haben die Ober: 
gerichte zu entſcheiden. Denſelben ſteht auch die Befugniß zu, die Fuͤhrung 
des Hypothekenbuchs uͤber einen zuſammen gehoͤrigen Komplex von Guͤtern, 
welche in den Bezirken verſchiedener Gerichte gelegen ſind, ſowie eintretenden 
Falls die Leitung von Sequeſtrationen und Subhaſtationen derſelben Einem 
dieſer Gerichte zu uͤbertragen. Bedarf es einer ſolchen Beſtimmung fuͤr Guͤter 
in den Sprengeln verſchiedener Obergerichte, ſo wird dieſelbe von dem Juſtiz— 
miniſter getroffen. a 


§. 17. 

Eine Verhandlung und Entſcheidung des Rechtsſtreits in erſter Inſtanz 
vor dem Obergerichte in den Faͤllen der H. 131. bis 147. Tit. 2. Thl. I. der 
Allg. Gerichtsordnung findet nicht weiter Statt, vielmehr kann dieſelbe nur einem 
anderen Gerichte erſter Inſtanz uͤbertragen werden. 


III. Organiſation der Gerichtsbehoͤrden. 


H. 18. 


Die anderweitige Organiſation der Gerichtöbehörden, welche durch die 
vorſtehend angeordnete Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximirten 
Gerichtsſtandes, ſowie durch die Vorſchriften der Verordnung uͤber Einfuͤhrung 
des muͤndlichen und offentlichen Verfahrens mit Geſchworenen in Unterſuchungs⸗ 
ſachen bedingt wird, ſoll ſich bis dahin, daß im Wege der Geſetzgebung die 
Hinderniſſe einer durchgreifenden und gleichfoͤrmigen Umgeſtaltung im 3 
Umfange der Monarchie beſeitigt fein werden, moͤglichſt an die beſtehenden 
Gerichts einrichtungen anſchließen. 0 

Die Juſtizverwaltung wird ſonach in erſter Inſtanz durch kollegialiſch 
r. 3086.) ein⸗ 
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eingerichtete Kreis⸗ und Stadtgerichte in Verbindung mit Einzelrichtern, in 
weiter Inſtanz durch Appellationsgerichte, in letzter Inſtanz durch das Ober: 
Tribunal zu Berlin ausgeuͤbt. 

Außerdem ſollen an Orten, wo ſich dazu ein Beduͤrfniß ergiebt, beſon⸗ 
dere Handels- und Gewerbegerichte, in welchen die Rechtspflege durch ſachkun⸗ 
dige, von den Berufsgenoſſen frei gewaͤhlte Richter verwaltet oder mitverwaltet 
wird, eingerichtet werden. 


1. Gerichte erſter Inſtanz. 
H. 19. 


Der Jurisdiktionsbezirk eines Kreisgerichts ſoll ungefaͤhr 40,000 bis 
70,000 (durchſchnittlich 50,000) Einwohner umfaſſen und ſich der Kreiseinthei⸗ 
lung moͤglichſt anfchließen. Für jeden landraͤthlichen Kreis, wenn derſelbe un: 
gefahr 40,000 Einwohner enthält, fonft für zwei landräthliche Kreiſe, oder fuͤr 
einen Kreis mit Hinzufuͤgung eines Theils des Nachbarkreiſes, wird ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig, oder durch Vereinigung der beſtehenden Gerichtsbehoͤrden ein aus einem 
Direktor und der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern (Rathen und Aſſeſſo⸗ 
ren), mindeſtens zuſammen aus ſechs, ausnahmsweiſe aus fünf Richtern beſte⸗ 
hendes Kreisgericht gebildet, deſſen Sitz, wenn nicht erhebliche Gruͤnde entge⸗ 
genſtehen, znoͤglichſt die Kreisſtadt, und im Falle der Kombinirung zweier Kreiſe, 
moͤglichſt e meiſten im Mittelpunkte des Gerichtsſprengels gelegene Kreis⸗ 
ſtadt fein ſoll. 

In Staͤdten von 50,000 und mehr Einwohnern wird neben den beizu⸗ 
behaltenden Stadtgerichten ein beſonderes Kreisgericht eingerichtet, ſofern es 
mit Ruͤckſicht auf den Geſchaͤftsumfang unangemeſſen erſcheint, ihre Bezirke 
auf den uͤbrigen Theil des betreffenden Kreiſes auszudehnen. 

Dem erſten Direktor eines Stadtgerichts in den oben bezeichneten groͤ⸗ 
ßeren Staͤdten ſoll der Amtskarakter „Praͤſident“ zuſtehen. 


H. 20. 


Jedes Kreisgericht und jedes Stadtgericht zerfällt in zwei Hauptabthei⸗ 
lungen, von welchen der erſten die ſtreitige Gerichtsbarkeit in Zivil- und Straf: 
ſachen, einſchließlich der Kredit- und Subhaſtationsſachen, der zweiten alle uͤbri⸗ 
gen Gegenftände der Juſtizverwaltung, welche nicht den Appellationsgerichten 
vorbehalten find (F. 25.), zugewieſen werden. Sie unterſcheiden ſich bei ihren 
Verfuͤgungen und Entſcheidungen durch den Beiſatz: „Erſte Abtheilung“ und 
„Zweite Abtheilung“. Der Direktor kann Vorſitzender beider Abtheilungen ſein. 

Bei der erſten Abtheilung ſind durch den Direktor ſtaͤndige Kommiſſarien 
fuͤr die von Einzelrichtern zu verhandelnden und zu entſcheidenden Bagatell-, 
Injurien- und Unterſuchungsſachen zu beſtellen. Bagatellſachen find ohne Un⸗ 
terſchied alle diejenigen Prozeſſe, deren nach Gelde zu ſchaͤtzender Gegenſtand 
50 Rthlr. nicht uͤberſteigt. In Bezug auf die Injurienſachen ſoll es dem Gr: 
meſſen des Kreis- oder Stadtgerichts uͤberlaſſen bleiben, auf den Antrag einer 
Partei die Verhandlung und ntſcheidung vor das Kollegium zu verweiſen. 

So weit es bei der erſten Abtheilung fuͤr die Aburthellung der SL 
> re⸗ 
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brechen an der erforderlichen Anzahl von Richtern fehlen ſollte, ſind von dem 
een Mitglieder der zweiten Abtheilung zu Ergaͤnzungsrichtern zu be⸗ 
immen. 

Ein Geſchaͤftsregulativ beſtimmt naͤher die Vertheilung der Geſchaͤfte 
unter die Mitglieder nach geographiſchen Bezirken oder Geſchaͤftsgegenſtaͤnden, 
und ordnet an, welche Sachen außer den dem erkennenden Richter in den Ges 
ſetzen ausdruͤcklich vorbehaltenen Entſcheidungen und Beſchluͤſſen einer kolle— 
gialiſchen Berathung und Beſchlußnahme unterliegen. 

Die Einrichtung des Stadt-, Vormundſchafts⸗ und Kriminalgerichts zu 
Berlin, ſowie die 29 der Schoͤffengerichte und Landſchreibereien im Ber 
zirke = Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, wird durch beſondere Inſtruktionen 
geregelt. 5 


§. 21. 


Wenn in dem Sprengel eines Kreisgerichts außer der Stadt, in welcher 
ſich daſſelbe befindet, andere Orte, die bisher Sitz größerer Gerichtsbehörden 
waren, vorhanden ſind, oder ſonſt an Orten in einer Entfernung von ungefaͤhr 
drei Meilen oder weiter von dem Gerichtsſitze ſich ein erhebliches Beduͤrfniß 
dazu ergiebt, ſo koͤnnen in denſelben einzeln ſtehende Richter (Bezirksrichter oder 
Gerichtskommiſſarien) angeſtellt werden, deren Bezirke ſich auf den Ort und 
ſeine Umgegend zu erſtrecken haben. Sie ſind Mitglieder des betreffenden 
Kreisgerichts, ſtehen auf deſſen Etat und unter der Aufficht des Direktors deſ— 
ſelben, welcher ſie erforderlichenfalls als Ergaͤnzungsrichter einberuft. 

Es koͤnnen aber auch an ſolchen Orten beſtehende Gerichtskollegien als 
Deputationen und beſondere Abtheilungen der Kreisgerichte fuͤr die kollegialiſch 
zu behandelnden Zivil- und Strafſachen eines gewiſſen Bezirks beibehalten 
werden. Ihre Kompetenz wird in dieſem Falle durch das Geſchaͤftsregulativ 
(F. 20.) naher beſtimmt. 


F. 22. 


N Jedem Kreis- und jedem Stadtgerichte wird die unbeſchraͤnkte Zuftäne 
digkeit in allen Zivil⸗ und Strafſachen beigelegt. Fuͤr die Abhaltung der 
Schwurgerichte bei ſchweren Verbrechen nach der dieſen Gegenſtand betreffen⸗ 
den beſonderen Verordnung ſind jedoch die dazu geeigneten Gerichtsbehoͤrden 
und die ihnen anzuweiſenden Bezirke durch den Juſtizminiſter auf den Vor⸗ 
ſchlag des Appellationsgerichts beſonders zu beſtimmen. ö 

Zur Kompetenz der Einzelrichter gehören nur folgende Gegenftände: 

1) Die Bagatell- und Injurienſachen, und zwar die letztern mit der im 
H. 20. dieſes Geſetzes bemerkten Einſchraͤnkung, 

2) in anderen Zivilprozeßſachen ihres Bezirks diejenigen bee 
bei welchen es nicht auf muͤndliche Verhandlung und kontradiktoriſche 
Entſcheidung vor dem Kollegium ankommt, als: An- und Aufnahme 
der Klagen, und deren Beantwortung, Abfaſſung von Agnitions— 
reſoluten und Kontumatialbeſcheiden und deren Vollſtreckung, vorlaͤu— 
ſige Anlegung von Arreſten u. ſ. w., nach näherer Beſtimmung des 
Geſchaͤftsregulatios ($. 20.). ö 

(Nr. 3086.) 3) die 


Be, 


3) die Forſtruͤgeſachen, 5 

4) die nach den Geſetzen von Einzelrichtern zu entſcheidenden Polizei⸗ 
und peinlichen Vergehen, 

5) Die Erlaſſung aller den Zivilgerichten in Strafſachen nach H. 20. 
der Kriminalordnung obliegenden vorläufigen Verfügungen, desglei⸗ 
chen die Funktion eines auf Antrag des Staatsanwalts zu beftellen- 
den Unterſuchungsrichters, 

6) die Aufnahme von Geſuchen jeder Art, welche Eingeſeſſene des Ber 

zirks in ihren Rechtsangelegenheiten zum Protokoll geben wollen, 
desgleichen die Weiterbefoͤrderung derſelben an die kompetente Ge⸗ 
richtsbehoͤrde, f 

7) die Aufnahme der Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einſchließlich 
letztwilliger Dispoſitionen, 

8) alle Nachlaß⸗, Kuratel-, Vormundſchafts- und Hypothekenſachen ihres 
Bezirks, welche das Kreisgericht nicht nach Maaßgabe des Geſchaͤfts⸗ 
regulativs (F. 20.) als zur kollegialiſchen Bearbeitung geeignet, vor 
ſtch zu ziehen beſchließt, 

9) die Erledigung von Auftraͤgen jeder Art, welche das Kreisgericht oder 
das Appellationsgericht des Departements ertheilt. 


H. 23. 


Das Inſtitut der Kreis-Juſtizraͤthe wird aufgehoben. Ein Anſpruch auf 
Entſchaͤdigung ſteht den betheiligten Beamten nicht zu. 


2. Appellationsgerichte. 


$. 24. 

Von den gegenwaͤrtig in der Monarchie, ausſchließlich des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Coͤln, vorhandenen 24 Koͤniglichen Obergerichten werden 1) das 
Ober⸗Appellationsgericht zu Poſen, 2) das Tribunal zu Königsberg, 3) das 
Hofgericht nebſt dem Konſiſtorium zu Greifswald aufgehoben. Die uͤbrigen 
21 Ober⸗Gerichtsbehoͤrden, naͤmlich: das Kammergericht und die Ober-Landes⸗ 
gerichte zu Inſterburg, Koͤnigsberg, Marienwerder, Bromberg, Poſen, Stettin, 
Coͤslin, das Ober-Appellationsgericht zu Greifswald und die Ober-Landesge⸗ 
richte zu Frankfurt, Breslau, Glogau, Ratibor, Naumburg, Halberſtadt, Mag⸗ 
deburg, Muͤnſter, Hamm, Paderborn und Arnsberg, ſowie der Juſtizſenat zu 
Ehrenbreitſtein, bleiben, unter Vorbehalt weiterer Beſtimmung uͤber dieſelben 
durch eine beſondere Verordnung, beſtehen. 


H. 25. 

Dieſe Ober⸗Gerichtsbehoͤrden erhalten, mit Ausnahme des Juſtizſenats zu 
Ehrenbreitftein, die Bezeichnung „Appellationsgerichte“. Sie theilen ſich nach 
Beduͤrfniß in Senate und ſollen aus einem (Erſten) Praͤſidenten, einem oder 
mehreren Senatspraͤſidenten oder e und der erforderlichen 
Anzahlsvon Raͤthen beſtehen. Aſſeſſoren koͤnnen bei denſelben nur je 

. end 


— 3 — 


hend zu einer nach den Geſchaͤftsverhaͤltniſſen nothwendigen Aushuͤlfe, oder zur 
Stellvertretung beſchaͤftigt werden. 

Die Appellationsgerichte nebſt dem Juſtizſenate zu Ehrenbreitſtein geben 
die Rechtsangelegenheiten der Eximirten, welche zufolge der Beſtimmungen die— 
ſer Verordnung vor die ordentlichen Gerichte gehoͤren, nach einer vom Juſtiz— 
miniſter daruͤber zu erlaſſenden Inſtruktion an jene Gerichte ab. Kuͤnftig bil⸗ 
den ſie in Zivil- und Strafſachen 

4) die Appellationsinſtanz für alle Appellationsſachen ihres Bezirks, 

2) die Rekursinſtanz fuͤr alle Rekursſachen deſſelben, 

3) die Aufſichts- und Beſchwerdeinſtanz fuͤr alle Kreis- und Stadtge— 
richte ihres Sprengels. 

Außerdem verbleiben ihnen: 

4) die bisher zu ihrer Kompetenz gehörigen Lehns-, Familien-Fideikom⸗ 
miß⸗ und Familienſtiftungs-Sachen, ſo lange uͤber Lehne und Fidei— 
kommiſſe von der Geſetzgebung nicht anderweit beſtimmt worden und 
die Stiftungsſachen, ſofern die Verwaltung in der Stiftungsurkunde 
ausdruͤcklich dem Obergerichte uͤbertragen iſt, 

5) die von Beglaubigungen und Beſcheinigungen in bisheri— 

er Art, 

6) alle übrigen Angelegenheiten, welche zeither den Obergerichten oder 
deren Erſten Praͤſidenten beigelegt geweſen ſind, und weder zur ſtrei⸗ 
tigen noch freiwilligen Gerichtsbarkeit gehören, als: Juſtizviſttationen, 
Disziplinar- und Anſtellungsſachen. 

Kommt es bei dieſen Gegenſtaͤnden auf eine Depoſitalverwaltung an, ſo bedie— 
nen ſich die Appellationsgerichte des Depoſitoriums des am Orte befindlichen 
Gerichts erſter Inſtanz. Ihre eigenen Depoſitorien werden aufgeloͤſt. 


F. 26. 


Die bei den Koͤniglichen Gerichten in Folge dieſer Verordnung dispo— 
nibel werdenden richterlichen Beamten ſind mit Beibehaltung ihres Ranges 
und etatsmaͤßigen Einkommens anderweit bei Gerichtsbehoͤrden erſter oder 
weiter Inſtanz, oder mit ihrem Einverſtaͤndniſſe als Staatsanwaͤlte, Juſtiz⸗ 
e und Notarien anzuſtellen. 


3. Ober-Tribunal. 


H. 2 
Die nach Artikel 91. der Verfaſſungsurkunde zu bewirkende Vereinigung 
des Rheiniſchen Reviſions- und Kaſſationshofes mit dem Geheimen Ober-Tri- 
bunal zu Berlin, welches kuͤnftig den Namen: Ober-Tribunal fuͤhrt, wird einem 
beſonderen Geſetze vorbehalten. 
§. 28. 
Das Obertribunal bildet fortan in den Rechtsſachen aus dem Bezirke 
des Appellationsgerichts zu Greifswald die dritte und hoͤchſte Inſtanz. 
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4. Gebuͤhrentaxe. 


$. 29. 


Die beftehenden Gebuͤhrentaxen follen einer Reviſion unterworfen wer⸗ 
den. Bis dahin werden in Zivilprozeſſen die Gebuͤhren nach der Gebuͤhren— 
taxe vom 9. Oktober 1833. und vom 26. Juli 1847. angeſetzt. Soweit die 
Gebuͤhrentaxe vom 23. Auguſt 1815. noch zur Anwendung kommt, iſt bis zur 
Reviſion der Sportelgeſetzgebung bei den Appellationsgerichten nach der Ge— 
buͤhrentaxe für Obergerichte, bei den Kreis- und Stadtgerichten nach der Ge— 
buͤhrentaxe fuͤr Untergerichte in großen Staͤdten, bei den Einzelrichtern nach 
der Taxe fuͤr ſaͤmmtliche Untergerichte zu liquidiren. 

In Injurienſachen, welche im Zivilprozeſſe verhandelt find, hat der 
Richter die Kolonne der Gebührentare, nach welcher die Koſten liquidirt wer— 
den ſollen, ohne Ruͤckſicht auf den Stand der Parteien nach ſeinem durch die 
Beſchaffenheit der Sache geleiteten Ermeſſen zu beſtimmen. 

Parteien, welche ſich eines Anwalts bedient haben, ſollen fortan in allen 
Prozeſſen, mit Ausnahme der Bagatellprozeſſe, in Betreff deren es bei den 
beſtehenden Vorſchriften bewendet, die Erſtattung der für den Anwalt aufge- 
wendeten Ausgaben von dem zu den Prozeßkoſten verurtheilten Gegner zu 
verlangen berechtigt ſein. 


5. Juſtizkommiſſarien, Advokaten und Notarien. 


§. 30. 

Die Juſtizkommiſſarien und Advokaten, hinſichtlich deren Anſtellung fuͤr 
beſtimmte Gerichtsbezirke es bei den beſtehenden Beſtimmungen verbleibt, neh⸗ 
men den Amtskarakter „Rechtsanwalt“ an. 

Den bei dem Ober-Tribunal und den Appellationsgerichten kuͤnftig anzu⸗ 
ſtellenden Rechtsanwaͤlten ſoll in der Regel die gleichzeitige Funktion eines 
Notars nicht beigelegt werden. 

In den Staͤdten von 50,000 und mehr Einwohnern koͤnnen beſondere 
Notarien angeſtellt werden. 7 


Verträge über Zertheilung von Grundſtuͤcken, über Abzweigung einzelner 
Theile derſelben und uͤber Abtrennung von zugehörigen Grundſtuͤcken ($. 2. des 
Geſetzes vom 3. Januar 1845., Geſetzſammlung S. 25.) koͤnnen fortan auch 
von Notarien rechtsguͤltig aufgenommen werden; dieſelben find jedoch verpflich⸗ 
tet, ſolche Verträge dem Gerichte, welches das Hypothekenbuch des betreffen⸗ 
den Grundſtuͤcks zu fuͤhren hat, ſofort nach der Aufnahme einzuſenden. 


IV. Allgemeine Beſtimmungen. 
1. In Betreff des Verfahrens uͤberhaupt. 


H. 32. 
Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte, wobei der — 
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des Referenten, auch wenn geſetzlich vorher eine ſchriftliche Darſtellung des 
Sachverhaͤltniſſes abzufaſſen iſt, mündlich gehalten werden kann, und die Ver- 
kuͤndigung der Urtheile ſind ohne Beſchraͤnkung oͤffentlich. Ausnahmen fuͤr 
gewiſſe Sachen werden durch die Geſetze beſtimmt. 

In allen Sachen kann das Gericht durch einen oͤffentlich zu verkuͤnden⸗ 
den Beſchluß die Ausſchließung der Oeffentlichkeit verordnen, wenn dies von 
ihm aus Gründen des Öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit für angemeſſen 
erachtet wird. 

Für Neu⸗Vorpommern und den Oſtrhein ſoll über die weitere Ausfuͤh— 
rung der vorſtehenden Beſtimmung eine beſondere Verordnung ergehen. 


H. 33. 


Die Urtheile ſind in der Art auszufertigen, daß ſie in der Ueberſchrift 
die Worte: „Im Namen des Koͤnigs“, ſodann die Auffuͤhrung der Partheien 
und die Bezeichnung des erkennenden Gerichts enthalten. Iſt das erkennende 
Gericht ein kollegialiſches, ſo muͤſſen aus den Ausfertigungen der Erkenntniſſe 
auch die Namen der Richter erſichtlich ſein. e 


H. 34. 


Die Vorſchrift des F. 32, findet auch auf die nach der Kabinetsorder 
vom 8. Auguſt 1832. (Geſetzſammlung S. 199.) zu behandelnden Rekursſa— 
chen in der Art Anwendung, daß die im Falle des F. 3. Litt. d. jenes Er⸗ 
laffes ergehenden definitiven Entſcheidungen auf muͤndlichen Vortrag des Re— 
ferenten in oͤffentlicher Sitzung verkuͤndet werden. 

Bei Mittheilung des Rekursgeſuches oder der Rekursanmeldung an den 
Gegentheil zur Gegenausfuͤhrung iſt zu jenem Zwecke außer der Friſt fuͤr die 
letztere auch der Sitzungstag fuͤr die Verkuͤndigung des Rekursbeſcheides zu 
beſtimmen und hiervon dem Rekurrenten Nachricht zu geben. Einer weiteren 
beſonderen Vorladung beider Theile bedarf es nicht. 


H. 35. 


Beſchwerden über gerichtliche Verfügungen in allen prozeſſualiſchen An— 
gelegenheiten folgen ſowohl in Zivil- als in Strafſachen dem Inſtanzenzuge 
der gegen Erkenntniſſe in dieſen Angelegenheiten zulaͤſſigen Rechtsmittel. 

In nicht prozeſſualiſchen Angelegenheiten iſt kuͤnftig das Appellationg- 
gericht fuͤr die Kreis- und Stadtgerichte ſeines Sprengels die alleinige Be— 
ſchwerdeinſtanz, ſo daß es bei deſſen Entſcheidung bewendet. 

Nur ſolche Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchaͤftsbetrieb oder 
Verzögerungen betreffen ($. 37. der Verordnung vom 21. Juli 1846., Geſetz⸗ 
ſammlung S. 301.), find hinſichtlich aller Rechtsangelegenheiten im Aufſicht— 
wege, demnach ſchließlich durch den Juſtizminiſter zu erledigen. 

In Bezug auf die $. 25. Nr. 4. 5. 6. erwähnten Rechtsangelegenhei⸗ 
ten der Appellationsgerichte verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen. 
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2. Ernennung und Qualifikation der Juſtizbeamten. 


H. 36. 


Die Prafidenten und Raͤthe des Ober-Tribunals und der Appellations⸗ 
gerichte, ſowie die Direktoren und Raͤthe der Kreis- und Stadtgerichte, wer⸗ 
den durch Uns ſelbſt, dagegen Aſſeſſoren, Rechtsanwaͤlte, Notarien und Refe⸗ 
rendarien in Unſerem Namen durch den Juſtizminiſter ernannt. 

Ueber die Ernennung der Staatsanwälte und deren Gehuͤlfen beſtimmt 
die Verordnung uͤber Einführung des muͤndlichen und öffentlichen Verfahrens 
in Unterſuchungsſachen. 

Referendarien, welche die große Staatsprüfung zuruͤckgelegt haben, wer- 
den bis zu ihrer anderweitigen Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt, und 

leich den bereits vorhandenen unbeſoldeten Obergerichtsaſſeſſoren, wenn ſie nicht 
ei einem Appellationsgerichte nach H. 25. voruͤbergehend, oder bei der Staats⸗ 
Anwaltſchaft zu beſchaͤftigen ſind, einem Kreis- oder Stadtgerichte als unbe⸗ 
ſoldete Mitglieder uͤberwieſen. Die Verleihung des vollen Stimmrechts an 
ſolche Gerichtsaſſeſſoren haͤngt von der Beſtimmung des Juſtizminiſters ab, 
jedoch darf die Zahl der unbeſoldeten Mitglieder mit vollem Stimmrecht bei 
einem Gerichte niemals die Haͤlfte der etatsmaͤßigen Richter erreichen. 

§. 37. 

In Betreff der zur Verwaltung der Richterſtellen nothwendigen Quali⸗ 
fikation und der juriſtiſchen Prüfungen bleibt eine Reviſion der daruͤber beſte⸗ 
henden Vorſchriften vorbehalten. Zur Verwaltung des Amts eines Direktors 
bei allen Kreisgerichten iſt die Ablegung der großen Staatsprüfung erfor⸗ 
derlich. 

Niemand kann eine etatsmaͤßige Richterſtelle bei dem Ober- Tribunal 
bekleiden, welcher nicht mindeſtens vier Jahre als Richter oder Ober-Staats⸗ 
anwalt bei einem Appellationsgerichte fungirt hat, und Niemand kann etats⸗ 
mäßiges Mitglied eines Appellationsgerichts werden, welcher nicht mindeſtens 
vier Jahre bisher bei einem Obergerichte und kuͤnftig bei einem Kreis- oder 
Stadtgerichte als Richter oder definitiv als Staatsanwalt angeſtellt gewe⸗ 
ſen iſt. ; 

Rechtsanwälte muͤſſen die Qualifikation der Mitglieder des Gerichts, bei 
welchem ſie angeſtellt ſein wollen, beſitzen. 

Auf die ſchon angeſtellten Beamten finden dieſe Vorſchriften nur in ſo— 
weit Anwendung, als ihnen eine Befoͤrderung in eine hoͤhere Stelle zu Theil 
werden ſoll. 


3. Verhaltniß zu den Verwaltungsbehoͤrden. 


$. 38. 


In dem Verhaͤltniſſe der Gerichte zu den Verwaltungsbehoͤrden wird 
durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Sie ſollen fich gegenſeitig bei 
Erledigung der ihnen obliegenden Geſchaͤfte innerhalb ihres Reſſorts Unter⸗ 
ſtuͤtzung leiſten; die Verwaltungs behoͤrden find jedoch nicht ferner . ir 
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Angelegenheiten ihres Reſſorts den Juſtiz-Unterbehoͤrden Anweiſungen zu erthei— 
len, und ſie zu deren Befolgung anzuhalten. Die entgegenftehende Beſtimmung 
der Order vom 31. Dezember 1825. unter L. Nr. XII. (Geſetzſammlung von 
1826. Seite 11.) wird aufgehoben. 


4. Schlußvorſchriften. 
§. 39. 


Die Gerichtsbehoͤrden ſollen neue Etats erhalten, in welchen ihr Bezirk, 
der Wohnſitz und die Anzahl ihrer Beamten, ſowie deren Beſoldung feſtzu— 
ſetzen ſind. Bis dahin werden die vorhandenen Fonds zur Beſoldung der er⸗ 
forderlichen Beamten nach der Beſtimmung des Juſtizminiſters verwendet. 


H. 40. 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden auf— 
gehoben. ü 


$. 41. 

Die gegenwaͤrtige Verordnung tritt mit dem 1. April dieſes Jahres 
in Kraft. N 

Unſer Juſtizminiſter iſt mit Ausfuͤhrung derſelben beauftragt und hat 
die Gerichtsbehoͤrden mit der erforderlichen weiteren Anweiſung zu verſehen. 

Wo die Ausführung wegen beſonderer Bedenken und örtlicher. Hinder- 
niſſe bis zum 1. April d. J. nicht moͤglich ſein ſollte, iſt von ihm der hierdurch 
nothwendig werdende ſpaͤtere Zeitpunkt zu beſtimmen und öffentlich bekannt zu 
machen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 2. Januar 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 
Fuͤr den Finanzminiſter: 
Kuͤhne. v. Buͤlow. 
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(Fr. 3087.) Verordnung uͤber die Einführung des muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens 
mit Gefchworenen in Unterſuchungsſachen. Vom 3. Januar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen in Ausfuͤhrung der Artikel 92. und 93. und auf Grund des Artikels 
105. der Verfaſſungsurkunde fuͤr den ganzen Umfang Unſerer Monarchie mit 
Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


A bſchnitt l. 
Allgemeine Vorſchriften über das Verfahren bei Unterſuchungen. 


$. 1. | 

Die Gerichte follen bei Einleitung und Führung der Unterfuchungen we— 

gen einer Geſetzesuͤbertretung nicht ferner von Amtswegen, ſondern nur auf 
erhobene Anklage einſchreiten. 


§. 2. 

Bei jedem Appellationsgericht ſoll ein Ober-Staatsanwalt und für jedes 
Kreis⸗ oder Stadtgericht ein Staatsanwalt aus der Zahl der zum hoͤheren 
Richteramte befaͤhigten Beamten beſtellt werden, deſſen amtlicher Beruf es iſt, 
bei Verbrechen die Ermittelung der Thaͤter herbeizufuͤhren, und dieſelben vor 
Gericht zu verfolgen. 

Jedem Staatsanwalte ſind, ſo weit das Beduͤrfniß es erfordert, vom 
Juſtizminiſter Gehuͤlfen beizuordnen, welche unter feiner Aufficht ſtehen und ſei— 
nen Anweiſungen Folge leiſten muͤſſen, uͤberall aber, wo ſie fuͤr ihn auftreten, 
zu allen Verrichtungen deſſelben berechtigt ſind. 


$. 3. 

Die Ober⸗Staatsanwalte, Staatsanwalte und deren Gehuͤlfen gehoͤren 
nicht zu den richterlichen Beamten. Sie ſind in ihrer Amtsfuͤhrung nicht der 
Aufſicht der Gerichte, ſondern die Staatsanwalte der Aufſicht des Ober— 
Staatsanwalts und dieſer mit ihnen der des Juſtizminiſters unterworfen, deſſen 
Anweiſungen ſie nachzukommen haben. Die definitive Ernennung der Ober— 
Staatsanwalte und Staatsanwalte erfolgt durch Uns auf den Antrag des 
Juſtizminiſters. 

$. 4. ö 

Den Polizeibehörden und anderen Sicherheitsbeamten verbleibt die ihnen 
geſetzlich obliegende Verpflichtung, Verbrechen nachzuforſchen und alle keinen 
Aufſchub geſtattenden vorbereitenden Anordnungen zur Aufklaͤrung der Sache 
und vorlaͤufigen Haftnahme des Thaͤters mit Beobachtung der Vorſchriften = 
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Geſetzes vom 24. September 1848. (Geſetz»Sammlung S. 257—259.), zu 
treffen. Sie haben jedoch die von ihnen aufgenommenen Verhandlungen dem 
betreffenden Staatsanwalte zur weiteren Veranlaſſung zu uͤberſenden, auch den 
Requiſitionen deſſelben wegen Einleitung oder Vervollſtaͤndigung ſolcher poli⸗ 
zeilicher Vorunterſuchungen Folge zu leiſten. 


$. 5. 

Die Gerichte ſind verpflichtet, von Verbrechen, welche amtlich zu ihrer 
Kenntniß kommen, dem Staatsanwalte ſogleich Mittheilung zu machen, auch 
den von demſelben an ſie gerichteten Anträgen wegen Feſtſtellung des Thatbe⸗ 
ſtandes und wegen ſonſt erforderlicher Ermittelungen zu genuͤgen, und, wenn 
es noͤthig iſt, einen Unterſuchungsrichter zu ernennen. 

Waltet Gefahr im Verzuge ob, ſo hat das Gericht auch ohne Antrag 
des Staatsanwalts alle diejenigen Ermittelungen, Verhaftungen oder ſonſtigen 
Anordnungen vorzunehmen, welche nothwendig ſind, um die Verdunkelung der 
Sache zu verhuͤten. Die Verhandlungen hierüber find demnaͤchſt dem Staats— 
anwalte mitzutheilen. 


$. 6. 

Dem Staatsanwalte legt ſein Amt die Pflicht auf, daruͤber zu wachen, 
daß bei dem Strafverfahren den geſetzlichen Vorſchriften uͤberall genügt werde. 
Er hat daher nicht blos darauf zu achten, daß kein Schuldiger der Strafe 
entgehe, ſondern auch darauf, daß Niemand ſchuldlos verfolgt werde. 


H. 7. 

Unterſuchungsverhandlungen, Verhaftungen oder Beſchlagnahmen hat der 
Staatsanwalt, wenn nicht Gefahr im Verzuge obwaltet und der Fall der Er— 
greifung auf friſcher That vorliegt, nicht ſelbſt vorzunehmen, ſondern ſolche 
nach den Umſtaͤnden entweder bei der Polizeibehoͤrde, oder bei dem betreffenden 
Gerichte zu beantragen. Er iſt jedoch befugt, allen polizeilichen und gericht: 
lichen Verhandlungen, welche Gegenſtaͤnde feines Geſchaͤftskreiſes betreffen, bei⸗ 
zuwohnen, mit dem Beamten, welcher die Verhandlung zu fuͤhren hat, in un— 
mittelbare Verbindung zu treten, und ſeine Antraͤge und Mittheilungen zur 
Foͤrderung des Zweckes der Unterſuchung an dieſen Beamten zu richten. 


$. 8. 

Dem Staatsanwalte ſteht die Einſicht aller polizeilichen und gerichtlichen 
Akten, welche ſich auf einen zu ſeinem Geſchaͤftskreiſe gehoͤrenden Gegenſtand 
beziehen, jederzeit frei. Auch gehoͤrt es zum Berufe deſſelben, den Unvollſtaͤn— 
digkeiten, Verzoͤgerungen oder ſonſtigen Unregelmaͤßigkeiten, welche er in den 
Unterſuchungen wahrnimmt, durch Antraͤge bei der vorgeſetzten Behoͤrde des die 
Unterſuchung fuͤhrenden Beamten Abhuͤlfe zu ſchaffen. 


H. 9. 


Verbrechen, deren Beſtrafung die Geſetze von dem Antrage einer Privat: 
perſon abhaͤngig machen, darf der Staatsanwalt nur dann vor Gericht ver⸗ 
(Nr. 3087.) folgen, 


Mündlichkeit 
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folgen, wenn hierauf von jener Perfon angetragen worden iſt. Doch iſt er 


ſowohl in dieſen Fällen, als auch dann, wenn bei Verbrechen anderer Art die 
Betheiligten ſich an ihn wenden, befugt, die gerichtliche Verfolgung zu verwei- 
gern, ſofern er dieſelbe fuͤr geſetzlich begruͤndet nicht erachtet. 

Ueber Beſchwerden wegen ſolcher Weigerungen hat der Ober-Staats⸗ 
anwalt zu entſcheiden. 


$. 10. 

Dem Ober-Staatsanwalte ſteht die Befugniß zu, die Funktionen der 
Staatsanwaltſchaft auch bei den Gerichten erſter Inſtanz ſeines Amtsbezirks 
ſelbſt oder durch einen feiner Gehuͤlfen zu übernehmen, wenn er dies für zweck— 
maͤßig erachtet. 

en 

Die Eroͤffnung einer Unterſuchung muß durch foͤrmlichen Beſchluß des 

Gerichts erfolgen. 
§. 12. 

Gegen den Beſchluß eines Gerichts, durch welchen der Antrag auf Er⸗ 
oͤffnung einer Unterſuchung zuruͤckgewieſen wird, ſteht dem Staatsanwalte in— 
nerhalb einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen Friſt, welche mit dem Ablaufe des 
Tages beginnt, an dem die Mittheilung des Beſcheides erfolgt iſt, die Ber 
ſchwerde an das Appellationsgericht offen. Bei der Entſcheidung dieſes Ge— 
richts muß es verbleiben. 


$. 13. 

Sowohl waͤhrend der Vorunterſuchung, als waͤhrend des ganzen Laufes 
der gerichtlichen Unterſuchung ſteht dem Gerichte die Beſchlußnahme uͤber die 
Verhaftung oder Freilaſſung des Angeklagten zu. 

Beſchwerden uͤber den Beſchluß des Gerichts gehoͤren vor das zuſtaͤndige 
Appellationsgericht, bei deſſen Entſcheidung es bewendet. 

$. 14. 
Der Faͤllung des Urtheils ſoll bei Strafe der Nichtigkeit ein muͤndliches 


lichten de Fa Öffentliches Verfahren vor dem erkennenden Gericht vorhergehen, bei welchem 


fahrens. 


Verlheidigung. 


der Staatsanwalt und der Angeklagte zu hören, die Beweisaufnahme vorzu⸗ 


nehmen und die Vertheidigung des Angeklagten muͤndlich zu fuͤhren iſt. 


H. 15. 


Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen kann von dem Gerichte durch einen 
öffentlich zu verkuͤndenden Beſchluß ausgeſchloſſen werden, wenn es dies aus 
Gründen des öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit für angemeſſen erachtet. 


H. 1 6. 


Der Angeklagte kann in allen Faͤllen, jedoch wenn eine Vorunterſuchung 
Statt 


= 


Statt findet ($. 42 ff. 75 ff.), erſt nach Abſchluß derſelben, ſich des Beiftan- 
des eines Vertheidigers bedienen. 

Bei ſchweren Verbrechen (F. 60.) muß dem Angeklagten ein Vertheidi— 
ger, falls er einen ſolchen nicht erwaͤhlt hat, von Amtswegen beſtellt werden. 


$. 17. 

Dem Vertheidiger, der Angeklagte möge verhaftet fein oder nicht, muͤſſen 
die Unterſuchungsakten auf Verlangen in der Gerichts regiſtratur zur Einſicht 
vorgelegt werden. Eine Verabfolgung derſelben an den Vertheidiger iſt nicht 
geſtattet. 

$. 18. 

Zwangsmittel jeder Art, durch welche der Angeklagte zu irgend einer 

Erklaͤrung genöthigt werden ſoll, find unzulaͤſſig. 


$. 19. 


Hat eine Beweisaufnahme durch Einnehmung des Augenſcheins an Ort 
und Stelle Statt gefunden, ſo muß das daruͤber aufgenommene Protokoll bei 
dem muͤndlichen Verfahren vorgeleſen werden. g 

$. 20. 

Zeugen, welche nicht vorgeladen worden, jedoch in der Naͤhe befindlich 
ſind, kann der Richter ſogleich durch den Gerichtsdiener geſtellen laſſen, im 
aktiven Dienſte ſtehende Militairperſonen jedoch nur mit 1 ihrer 
Vorgeſetzten. 

Daſſelbe gilt von gehörig vorgeladenen, aber ausgebliebenen Zeugen. 
Hat ein ſolcher Zeuge ſein Ausbleiben nicht im Voraus entſchuldigt, ſo kann 
gegen ihn von dem Gericht ohne weiteres Verfahren eine Geldbuße bis zu 

0 Rrehlr. oder eine Gefaͤngnißſtrafe bis zu acht Tagen, und die Verpflichtung 

zur Tragung aller Koſten feſtgeſetzt werden, welche durch die von ihm ver— 
urſachte Anſetzung eines neuen Termins entſtehen. Die Niederſchlagung dieſer 
Strafe und die Entbindung von der Koſtentragung iſt von dem Gericht nur 
dann zu bewilligen, wenn der Zeuge binnen 14 Tagen nach Zuſtellung der 
Strafverfuͤgung fein Ausbleiben genügend entſchuldigt. 


H. 245 


Kann bei dem mündlichen Verfahren die Vernehmung eines Zeugen 
wegen Krankheit, Alterſchwaͤche, großer Entfernung, oder wegen anderer un— 
abwendbaren Hinderniſſe nicht erfolgen, ſo iſt ſolche anderweit zu bewirken, und 
in dieſen Faͤllen, ſo wie alsdann, wenn ein ſchon zuvor gerichtlich vernomme— 
ner Zeuge inzwiſchen verſtorben iſt, das Vernehmungsprotokoll bei dem muͤnd— 
lichen W vorzuleſen. 


H. 22. 


Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften uͤber das Verfahren bei Auf— x Beneie und 
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nahme wel. 


1. Bei Ber- 
gehen. 


* 


nahme der Beweiſe, insbeſondere auch daruͤber, welche Perſonen als Zeugen 
vernommen und vereidet werden duͤrfen, bleiben ferner maaßgebend. 

Dagegen treten die bisherigen poſitiven Regeln uͤber die Wirkungen der 
Beweiſe außer Auwendung. Der erkennende Richter hat fortan unter genauer 
Pruͤfung aller Beweiſe fuͤr die Anklage und Vertheidigung nach ſeiner freien, 
aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen geſchoͤpften Ueber— 
zeugung zu entſcheiden, ob der Angeklagte ſchuldig oder nichtſchuldig ſei. 
Er iſt aber verpflichtet, die Gruͤnde, welche ihn dabei geleitet haben, in dem 
Urtheile anzugeben. 

Auf vorlaͤufige Losſprechung (Freiſprechung von der Inſtanz) ſoll 
nicht mehr erkannt werden. 


„ 28, 
Der für ſchuldig Erklaͤrte iſt zur vollen geſetzlichen Strafe zu ver— 
urtheilen. N 
$. 24. 
Einer Belehrung des Verurtheilten uͤber die ihm zuſtehenden Rechtsmit⸗ 
tel bedarf es nicht. 
§. 25. 
Abweſende und fluͤchtige Verbrecher find auf den Antrag des Staats⸗ 
anwalts mittelſt Ediktalien vorzuladen. Die $$. 577. 578. 580. 581. 585. 


und 587. der Kriminalordnung treten außer Kraft, wogegen es bei den Vor⸗ 
ſchriften der $$. 579. 582. 583. 584. und 586. daſelbſt verbleibt. 


$. 26. 
Die Beſchluͤſſe des Gerichts und ſeiner Abtheilungen werden, auch wenn 
es auf Faͤllung des Urtheils ankommt, durch Stimmenmehrheit gefaßt. 
Eine Beſtaͤtigung des richterlichen Urtheils durch den Juſtizminiſter 
findet nicht ferner Statt. 


A bſchnitt ll. 


Beſondere Vorſchriften über das Unter ſuchungsverfahren. 


§. 27. 
Die Unterſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz in Anſehung der⸗ 
jenigen Vergehen, welche in den Geſetzen mit 
Geldbuße bis zu 50 Thalern, 
oder 
eee bis zu ſechs Wochen, 
er 


N) 
koͤrperlicher Zuͤchtigung, an deren Stelle jetzt verhaͤltnißmaͤßige Frei⸗ 
heitsſtrafe tritt, x 

oder 


ni 


oder mit mehreren dieſer Strafen zugleich bedroht find, erfolgt durch kommiſſa⸗ 
riſch dazu beſtellte Einzelrichter mit Zuziehung eines Gerichtsſchreibers. 

Die Kompetenz der Einzelrichter tritt auch dann ein, wenn neben dieſen 
Strafen zugleich auf Ehrenſtrafen zu erkennen iſt. 

Ausgeſchloſſen von der Zuſtändigkeit der Einzelrichter bleiben jedoch die 
Faͤlle, in welchen entweder zugleich auf Verluſt von Aemtern, Titeln oder 
Wuͤrden, oder des Rechts zum ſelbſtſtaͤndigen Gewerbebetriebe zu erkennen iſt, 
oder in welchen die Verurtheilung für den Verbrecher den Verluſt von Ehren- 
rechten oder des Buͤrgerrechts nach den geſetzlichen Beſtimmungen unbedingt 
zur Folge hat. r 

H. 28. 

Die Geſchaͤfte des Staatsanwalts werden bei den Unterſuchungen dieſer 

Art von Beamten verwaltet, welche der Regierungspraͤſident nach run 
des Ober-Staatsanwalts kommiſſariſch hierzu ernennt, und uͤber deren Amts— 
fuͤhrung der Ober-Staatsanwalt die Aufſicht zu fuͤhren hat. Ueber Beſchwer⸗ 
den, welche gegen dieſe Beamten wegen verweigerter Erhebung von Anklagen 
geführt werden, hat der Ober-Staatsanwalt zu entſcheiden. 
ß Uebrigen findet Alles, was uͤber die Pflichten und Befugniffe der 
Staatsanwalte, Uber deren Verhaͤltniß zu den Gerichten, ſowie über die Noth— 
wendigkeit ihrer Zuziehung bei der Verhandlung vor dem erkennenden Richter 
beſtimmt iſt, auch auf dieſe Polizeianwalte Anwendung. 


$. 29. 
Die Anklage kann ſchriftlich oder muͤndlich angebracht werden. 


F. 30. 


Wird dem Richter beim Eingange der Anklage zugleich der Angeklagte 
vorgefuͤhrt, und geſteht derſelbe die ihm angeſchuldigte That, oder ſind die 
Beweismittel für die Anklage und Vertheidigung zur Hand, fo hat der Rich⸗ 
ter ae Regel auf der Stelle die Unterſuchung zu fuͤhren und das Urtheil 
u faͤllen. 

3 Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo muß deſſen Vorfuͤhrung beim Eingange 
der Anklage ſofort geſchehen. 
8. 31. 

Kann im Falle des §. 30. das Urtheil nicht ſogleich gefaͤllt werden, der 
Angeklagte iſt aber verhaftet, ſo muß derſelbe ſogleich uͤber die zu feiner Ver: 
theidigung dienenden Beweismittel vernommen, und hierauf zum muͤndlichen 
Verfahren und zur Entſcheidung der Sache ein moͤglichſt naher Termin anbe: 
raumt werden, zu welchem die beiderſeits uͤber beſtimmte Thatſachen vorge⸗ 
ſchlagenen Zeugen vorzuladen find, in ſofern der Richter die Umftände, uͤber 
welche ſie vorgeſchlagen ſind, fuͤr weſentlich erachtet. 


5. 32. 


Kann der Angeklagte nicht ſofort vorgeführt werden, ſo iſt derſelbe zum 
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u 


muͤndlichen Verfahren durch eine fchriftliche Verfügung vorzuladen, welche die 
Thatſachen des ihm angeſchuldigten Vergehens angeben und die Aufforderung 
enthalten muß: 
Zur feſtgeſetzten Stunde zu erſcheinen, und die zu ſeiner Vertheidigung 
dienenden Beweismittel mit zur Stelle zu bringen, oder ſolche dem Rich— 
ter ſo zeitig vor dem Termine anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben her— 
beigeſchafft werden koͤnnen. 
Zugleich iſt dem Angeklagten die Warnung zu ſtellen: 
Daß im Falle ſeines Ausbleibens mit der Unterſuchung und Entſchei⸗ 
dung in contumaciam verfahren werden ſolle. 


F. 33. 

Nur auf Grund beſcheinigter erheblicher Hinderniſſe kann dem Antrage 
des Angeklagten auf Anſetzung eines neuen Termines Statt gegeben werden. 
§. 34. 

In dem Termine wird, nachdem die Anklage durch den Polizeianwalt 
vorgetragen und der Angeklagte daruͤber vernommen worden, mit der Beweis⸗ 
Aufnahme, ſoweit dies erforderlich iſt, verfahren, der Polizeianwalt mit ſeinen 
Antraͤgen, ſowie der Angeklagte mit ſeiner Vertheidigung gehoͤrt, ſodann aber 
das Urtheil gefällt und mit Gründen verkuͤndet. 

Der Richter iſt jedoch befugt, die Faͤllung des Urtheils auszuſetzen und 
einen Termin zur Fortſetzung des Verfahrens zu beſtimmen. 

$. 35. 

Erſcheint der Angeklagte der gehörig erfolgten Vorladung ungeachtet in 
dem Termine nicht, oder verweigert er in demſelben, uͤber die Anklage ſich zu 
erklaͤren, ſo wird der Beweis aufgenommen, und nach Anhoͤrung des Polizei— 
Anwalts, ſowie des fuͤr den Angeklagten etwa aufgetretenen Vertheidigers, das 
Urtheil gefaͤllt und verkuͤndet. 

Dem ausgebliebenen Angeklagten iſt das Urtheil in Ausfertigung zu: 
zuſtellen. 

H. 36. 

Findet der Richter bei Beurtheilung der That des Angeklagten, daß 
ſolche ein Verbrechen enthält, deſſen geſetzliche Strafe feine richterliche Kompe⸗ 
tenz uͤberſchreitet, fo hat er die Sache mittelſt Beſchluſſes an das kompetente 
Gericht abzubegeben. 

Ueber Kompetenzſtreitigkeiten hat das Gericht der höheren Inſtanz zu 
entſcheiden. 

§. 37. 

Ueber den Hergang im Termine wird von einem vereideten Gerichts⸗ 
ſchreiber ein Protokoll aufgenommen, welches den weſentlichen Inhalt der Er⸗ 
klärungen des Polizeianwalts, des Angeklagten und der Zeugen enthalten 
muß, und in welchem zugleich das abgefaßte Urtheil mit deſſen Gruͤnden > 

5 a er⸗ 


derzuſchreiben iſt. Der Richter und der Gerichtsſchreiber haben dies Protokoll 
zu vollziehen. 


$. 38. 

Die Unterſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz erfolgt mit Zuzie⸗ 2 Bei Bar- 
hung eines Gerichtsſchreibers durch Gerichtsabtheilungen, welche aus drei Mit- brechen. 
gliedern beſtehen, in Anſehung N a 

1) derjenigen im F. 27. bezeichneten Vergehen, welche in der Schlußbeſtim⸗ 
mung deſſelben von der Kompetenz der Einzelrichter ausgeſchloſſen wor— 
den ſind; 

2) derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit 

Geldbuße, deren hoͤchſtes Maaß 50 Rthlr. uͤberſteigt, 


er 
Freiheitsſtrafe, deren hoͤchſtes Maaß ſechs Wochen, jedoch nicht drei 
Jahre uͤberſteigt, 
oder 5 
mit dieſen beiden Strafen zugleich bedroht ſind, auch wenn ſie noch 
außerdem den Verluſt von Aemtern, Ehren- oder anderen Rechten 
geſetzlich zur Folge haben; 

3) ſolcher Amtsverbrechen, welche entweder nur mit Amtsentſetzung, Kaffa- 
tion und Unfaͤhigkeits⸗Erklaͤrung zu allen öffentlichen Aemtern, oder zwar 
noch außerdem mit Strafen bedroht ſind, welche aber die zu 2. erwaͤhn⸗ 
ten Strafen nicht uͤberſteigen; 

4) des zweiten und dritten großen gemeinen, oder unter erſchwerenden Um— 
ſtaͤnden begangenen und des erſten gewaltſamen Diebſtahls. 

In denjenigen Landestheilen, in welchen das Allgemeine Landrecht nicht 
Geſetzeskraft hat, entſcheidet ruͤckſichtlich der Kompetenz zu Nr. 1. 2. 3. das 
durch Gerichtsgebrauch hergebrachte Strafmaaß, in hiernach zweifelhaften Fäl- 
len aber die Beſtimmung des Allgemeinen Landrechts. 


$. 39. 
Zur foͤrmlichen Eroͤffnung der Unterſuchung gegen eine beſtimmte Per— 
ſon iſt erforderlich: 

1) eine vom Staatsanwalt abzufaſſende Anklageſchrift, welche enthalten 
muß: den Namen des Angeklagten, eine Darſtellung der ihm zur Laſt 
gelegten That, die Beweismittel dafuͤr, insbeſondere die Namen der Be⸗ 
laſtungszeugen, deren Abhoͤrung der Staatsanwalt verlangt, und die 
Bezeichnung des Verbrechens, deſſen der Angeklagte beſchuldigt wird; 

2) ein auf Grund dieſer Anklageſchrift die Eroͤffnung der Unterſuchung 
anordnender Beſchluß der Gerichtsabtheilung, in welchem der Name des 
Angeklagten und das ihm angeſchuldigte Verbrechen zu bezeichnen ſind. 


H. 40. 


Die Berathung und Beſchlußnahme der Gerichtsabtheilung daruͤber, ob 


auf die Anklage die Unterſuchung zu eroͤffnen ſei, erfolgt ohne Beiſein des 
Staatsanwalts. 


(Nr. 3087.) Er⸗ 


od 


a 


Erachtet das Gericht die Eröffnung der Unterſuchung für nicht zuläjfig, 
fo hat es in dem Beſchluſſe, wenn der Angeklagte verhaftet iſt, zugleich deſſen 
Freilaſſung zu verordnen. 


$ 41. 


Findet die Gerichtsabtheilung die Sache noch nicht hinreichend vorberei— 
tet, um uͤber die foͤrmliche Eroͤffnung der Unterſuchung zu entſcheiden, ſo hat 
ſie die Punkte, in Anſehung deren es noch einer naͤheren Aufklaͤrung bedarf, 
in dem abzufaſſenden Beſchluſſe zu bezeichnen, und dieſen Beſchluß dem Staats⸗ 
anwalte zur Erledigung mitzutheilen. 


H. 42. 


Haͤlt der Staatsanwalt zur Begruͤndung oder Vervollſtaͤndigung der 
Anklage eine gerichtliche Vorunterſuchung fuͤr noͤthig, ſo hat auf ſeinen Antrag 
das Gericht einen Unterſuchungsrichter zu ernennen. 


§. 43. 
Der Unterſuchungsrichter hat bei der Vorunterſuchung alle in der Kri- 


minalordnung fuͤr den Inquirenten gegebenen Vorſchriften, insbeſondere auch 
die Vorſchrift wegen 80 leg eines vereideten Protokollfuͤhrers zu beachten. 


H. 44. 


Der Zweck der Vorunterſuchung iſt: die Exiſtenz und Natur des ange⸗ 
zeigten Verbrechens, ſowie die Perſon des Thaͤters und die zu ſeiner Ueber⸗ 
PR dienenden Beweismittel ſo weit zu erforſchen und feſtzuſtellen, als dies 
zur Begründung einer Anklage und zur Vorbereitung der muͤndlichen Haupt⸗ 
Unterſuchung erforderlich erſcheint. 

Der Unterſuchungsrichter hat daher ſeine Nachforſchungen nicht weiter 
auszudehnen, als dieſer Zweck es nothwendig macht. 


§. 45. 


Die in der Vorunterſuchung vernommenen Zeugen find durch den Uns 
terſuchungs richter, wenn keine geſetzlichen Gründe entgegenſtehen (F. 22.) zu 
vereidigen. 


$. 40. 


Auch der Beſchuldigte kann in der Verunterſuchung, wenn dies zur Auf⸗ 
klaͤrung des Sachverhaͤltniſſes zweckmaͤßig erſcheint, vernommen werden. 
Iſt derſelbe verhaftet, ſo muß ſeine Vernehmung ſtets erfolgen. 


H. 47. 


Nach Abſchließung der Vorunterſuchung legt der Unterſuchungsrichter 

die Akten dem Staatsanwalte zur Stellung der nöthigen Anträge vor: 
Trägt der Staatsanwalt hierbei auf Einſtellung des weiteren Verfah: 
rens an, ſo hat das Gericht hieruͤber zu befinden, und wenn es fich mit = 
N= 


Ze 


Antrage einverftanden erklärt, die Zurücklegung der Akten, auch fofern der Be: 
ſchuldigte verhaftet iſt, deſſen Freilaſſung zu verfügen. d i RT 

Erachtet aber der Staatsanwalt oder das Gericht die foͤrmliche Einlei⸗ 
tung der Unterſuchung fuͤr begruͤndet, ſo hat der Staatsanwalt die Anklage⸗ 
ſchrift einzureichen, uͤber welche alsdann die Gerichtsabtheilung Beſchluß faßt. 


H. 48. 


Wird die Eröffnung der Unterfuchung beſchloſſen, ſo hat die Gerichts 
Abtheilung zugleich einen Termin zum muͤndlichen Verfahren zu beſtimmen. 
H. 49. 
Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo wird ihm die Anklageſchrift nebſt dem 
Beſchluſſe vorgeleſen, und er wird daruͤber vernommen: a 
ob und welche Beweismittel zu ſeiner Vertheidigung er herbeigeſchafft, 
insbeſondere welche Zeugen er vorgeladen zu ſehen verlange. 


Kann der Angeklagte ſich hierüber nicht auf der Stelle erklären, fo ift ihm dazu 
eine angemeſſene Friſt zu beſtimmen. 


F. 50. 


Steht dem verhafteten Angeklagten ein Vertheidiger zur Seite, ſo iſt 
dieſer eine Abſchrift der Anklage und des Beſchluſſes zu fordern berechtigt. 


§. 31. 


Iſt der Angeklagte nicht verhaftet, ſo wird derſelbe unter Mitthei⸗ 
lung einer Abſchrift der Anklageſchrift und des Beſchluſſes nach H. 32. ſchrift⸗ 
lich vorgeladen. 


§. 52. 

Als Zeugen werden, ohne Ruͤckſicht darauf, ob ſie ſchon in der Vorun— 
terſuchung vernommen ſind oder nicht, alle diejenigen vorgeladen, deren Abhoͤ— 
rung der Staatsanwalt oder das Gericht fuͤr erforderlich erachtet, oder der An—⸗ 
geklagte verlangt, in ſofern das Gericht die Umſtaͤnde, über welche die Abhoͤ⸗ 
rung der Zeugen beantragt iſt, weſentlich findet. Zu dieſem Zwecke muͤſſen die 
Thatſachen ganz beſtimmt angefuͤhrt werden. 


Dem Staatsanwalte und dem Angeklagten ſind die vorgeladenen Zeugen 
namhaft zu machen. 


N 
In der Zwiſchenzeit bis zum Termine iſt dem verhafteten Angeklagten, 
ſofern er einen Vertheidiger beſitzt, verſtattet, ſich mit demſelben zu beſprechen, 
und zwar ohne Beiſein einer Gerichtsperſon, wenn der Vertheidiger ein in Eid 
und Pflicht ſtehender Juſtizbeamter iſt. 
$. 54. 


Die Leitung der mündlichen Verhandlung, insbeſondere das Verhör des 
Angeklagten und der Zeugen, gebührt dem Vorſitzenden der Gerichts abtheilung. 
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$. 55. 
Die ſchon in der Vorunterſuchung eidlich vernommenen Zeugen werden 
bei ihrer nochmaligen Abhoͤrung nicht aufs neue vereidet, ſondern auf den ge— 
leiſteten Eid verwieſen. 


$. 50. 


Erſcheint der gehoͤrig vorgeladene Angeklagte in dem Termine nicht, ſo 
kann das Gericht, wenn daſſelbe aus beſonderen Gruͤnden die Anwendung des 
Kontumazialverfahrens nicht fuͤr angemeſſen haͤlt, unter Vertagung der Sache 
zu Kirn anderen Termine die Vorführung oder Verhaftung des Angeklagten 
anordnen. 


$. 57. 
Die Berathung der Gerichtsabtheilung über das Urtheil erfolgt ohne 
Beiſein anderer Perſonen. 


$. 38. 
Findet das Gericht bei Beurtheilung der That des Angeklagten, daß 


ſolche ein Verbrechen geringerer Art enthaͤlt, als derjenigen, welche ſeiner Kom⸗ 
petenz zunaͤchſt uͤberwieſen iſt, ſo hat daſſelbe dennoch das Urtheil zu faͤllen. 
§. 59. 

Kann die Berathung nicht an demſelben Tage beendet, oder das Urtheil 
mit den Gruͤnden nicht ſogleich abgefaßt werden, ſo hat das Gericht zur Ver⸗ 
kuͤndung des Urtheils einen neuen Termin zu beſtimmen, welcher jedoch nicht 
uͤber acht Tage hinausgeſchoben werden darf. 


F. 60. 


Se ns Die Unterſuchung und Entſcheidung in Anſehung 

ten Beibrechen 1) derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit einer härteren als 
dreijaͤhrigen Freiheitsſtrafe bedroht ſind, und welche nicht zu den im 
H. 38. bezeichneten gehören, 

2) der politiſchen und Preßverbrechen ſoll vor einem aus fuͤnf Richtern und 
einem Gerichtsſchreiber beſtehenden Gerichte, unter Zuziehung von Ge— 
ſchworenen, als beiſitzenden Richtern, erfolgen. Den Vorſitzenden dieſes 
Gerichts ernennt der Erſte Praͤſident des Appellationsgerichts und kann 
hierzu auch eines der Mitglieder deſſelben auswaͤhlen. 


$. 61. 

Als politische Verbrechen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die im Allgem. 
Landrechte Th. II. Tit. 20. Abſchn. 2. bis Abſchn. 3. einſchließlich aufgefuͤhr⸗ 
ten Verbrechen. In denjenigen Landestheilen, in welchen das Allg. Landrecht 
nicht Geſetzeskraft hat, entſcheiden die in den landrechtlichen Abſchnitten auf- 
gefuͤhrten Gattungen von Verbrechen, und in zweifelhaften Faͤllen die Beſtim— 
mungen des Allgemeinen Landrechts. 8 

8 


— u = 


Als politiſche Verbrechen find jedoch nicht anzuſehen die in den H. 157. 
bis 160. 166. 180. bis 195. 207. bis 213. gedachten Geſetzes⸗ Uebertre⸗ 
tungen; desgleichen gehoͤren nicht hierher diejenigen durch die Preſſe veruͤbten 
Vergehen, bei — 15 die Beſtrafung von dem Antrage einer Privatperſon 
bedingt iſt, oder die Strafe nur in den durch das Geſetz vom 17. Maͤrz 1848. 
(Geſetzſammlung S. 69.) $. 6. angedrohten Geldbußen beſteht. 


Abſchnitt III. 


Von den Schwurgerichten. 
H. 62. 
Zum Geſchworenen kann nur berufen werden, 
wer die Eigenſchaft eines Preußen beſitzt, 30 Jahre alt iſt, im Voll- VBüdung der 
genuſſe der bürgerlichen Rechte ſich befindet, leſen und ſchreiben kann, Lic eren 


und wenigſtens ein Jahr in der Gemeinde, in welcher er ſich aufhaͤlt, 
ſeinen Wohnſitz hat. 5 


H. 63. 
Zu Geſchworenen koͤnnen nicht berufen werden: 
1) die Miniſter und Unterſtaatsſekretaͤre, 
2) die richterlichen Beamten, die Staatsanwaͤlte und deren Gehuͤlfen, 
3) die Regierungspraͤſidenten, Provinzial⸗Steuerdirektoren, Landraͤthe, Poli⸗ 
zeipraͤſidenten, Polizeidirektoren, 5 
4) die im aktiven Dienſte befindlichen Militaͤrperſonen, 
5) die Religionsdiener aller Konfeſſionen, 
6) die Elementarſchullehrer, 
7) Dienſtboten, 
8) diejenigen, welche 70 Jahre alt ſind, 
9) diejenigen, welche nicht wenigſtens jaͤhrlich 18 Rthlr. an Klaſſenſteuer 
oder 20 KRthlr. an Grundſteuer (ausſchließlich der Beiſchlaͤge) oder 
24 Rthlr. an Gewerbeſteuer entrichten, oder unter Vorausſetzung des 
Beſtehens einer dieſer Arten der Beſteuerung nach ihren Verhaͤltniſſen 
zu entrichten haben wuͤrden. ond 
Ohne Ruͤckſicht auf den zu 9. erwähnten Steuerſatz find jedoch waͤhlba 
zu Geſchworenen: die Rechtsanwaͤlte und Notarien, die Profeſſoren, die ap⸗ 
probirten Aerzte und diejenigen Beamten, welche entweder von Uns unmittelbar 
ernannt find oder ein Einkommen von wenigſtens 500 Rthlrn. jährlich bezie- 
hen und nicht zu den oben ausgeſchloſſenen Kathegorieen gehören. 


§. 64. 


Für jeden landraͤthlichen Kreis wird alljaͤhrlich im Monat September 
durch den Landrath, und fuͤr jede Stadt, welche zu keinem landraͤthlichen 
Kreiſe gehoͤrt, durch den Magiſtrat, und da, wo kein een e be⸗ 
ſteht, durch den Vorſtand der Gemeindeverwaltung eine Urliſte angelegt, welche 
nach Vor⸗ und Zunamen, Stand, Alter und Wohnort in alphabetiſcher Ord- 


Jahrgang 1849. (Nr. 087.) 4 nung 


zz 


nung und unter fortlaufenden Nummern diejenigen Perſonen enthält, welche 
zu Geſchworenen berufen werden koͤnnen. 
$. 65. 

Die Urliſte muß an einem oͤffentlich bekannt zu machenden Orte drei 
Tage lang zu Jedermanns Einſicht offen gelegt werden. 

Behauptet Jemand, ohne Grund uͤbergangen oder ohne Beruͤckſichtigung 
des Befreiungsgrundes eingetragen zu ſein, ſo hat er ſeine Einwendungen bin⸗ 
nen der dreitägigen Friſt zu Protokoll anzumelden. 

Erachtet die Behörde, welcher die Aufſtellung der Lifte oblag, die Ein— 
wendungen fuͤr begruͤndet, ſo erfolgt die nachtraͤgliche Eintragung oder Loͤſchung 
binnen drei Tagen nach Ablauf der dreitägigen Einwendungsfriſt. 


$. 66. 


Die abgeſchloſſenen Urliften werden vom Kreislandrathe, in großen Städ- 
ten, welche zu keinem landraͤthlichen Kreiſe gehoͤren, von dem Vorſteher der 
Gemeindeverwaltung geſammelt und dem Präſidenten der Regierung, in deren 
Bezirke ſie aufgenommen ſind, eingeſendet, welcher ſie definitiv feſtſtellt und 
daraus fuͤr jeden Schwurgerichtsbezirk eine beſondere Jahresliſte derjenigen 
von ihm auszuwaͤhlenden Perſonen aus dieſem Bezirke anfertigt, welche er zur 
gen als Geſchworene für das bevorſtehende Geſchaͤftsjahr geeignet er- 
achtet. 

Außerdem wird von ihm eine Liſte von geeigneten Ergaͤnzungsgeſchwo⸗ 
renen aus den Perſonen zuſammengeſtellt, welche am Sitze des Schwurgerichts 
oder in deſſen naͤchſter Umgebung wohnen, und deren Zahl von ihm nach fei- 
nem Ermeſſen zu beſtimmen iſt. 

Liegt ein Schwurgerichtsbezirk in mehreren Regierungsdepartements, fo 
entſcheidet der Sitz des Schwurgerichts daruͤber, welchem Regierungspraͤſiden⸗ 
5 die Urliſten einzuſenden ſind und die Aufſtellung der Geſchworenenliſten 
obliegt. 


$. 67. 


Vierzehn Tage vor dem Beginne jeder Sitzungsperiode des betreffenden 
Schwurgerichts ſendet der Regierungspraͤſident ein Verzeichniß von 60 aus der 
Jahresliſte herausgezogener Perſonen an das am Sitze des Schwurgerichts 
befindliche Gericht. 

N Die Ergaͤnzungsliſte wird dem Gerichte vor dem Anfange des Geſchafts⸗ 
jahres zum Gebrauche waͤhrend des Laufes deſſelben beſonders uͤberſendet. 


H. 68. 


Der mit dem Vorſitze bei dem Schwurgerichte beauftragte richterliche 
Beamte reduzirt jene Anzahl von 60 durch Auswahl der nach feinem Ermeſſen 
Sae Perſonen auf 36. Dieſe 36 Perſonen ſind zu Geſchworenen bei dem 

chwurgerichte fuͤr die betreffende Sitzungsperiode berufen. 
er demzufolge als Geſchworener an den Verhandlungen des Schwur⸗ 
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gerichts Theil genommen hat, darf ohne feine Einwilligung während eines 
Jahres nicht wieder einberufen werden. a 


$. 69. 


Die Termine zur Abhaltung der Schwurgerichtsſitzungen ſind von den 


betreffenden Gerichten nach dem Umfange der Geſchaͤfte feſtzuſetzen und bekannt 
zu machen. 


$. 70, 


Das Appellationsgericht hat die Befugniß, auf Antrag des Staatsan- 
walts die Abhaltung des Schwurgerichts einem anderen Gerichte aufzutragen, 
wenn von der Verhandlung der Sache vor dem zuſtaͤndigen Gerichte eine Stö- 
rung der oͤffentlichen Ordnung zu befuͤrchten ſteht. 


§. 71. 


Die ausgewählten 36 Geſchworenen werden von dem betreffenden Ge- 
richte auf den zur Eroͤffnung der Sitzung feſtgeſetzten Tag geladen. 


§. 72. 


Der Gerichtshof entſcheidet nach Vernehmung des Staatsanwalts in 
öffentlicher Sitzung über die Entſchuldigungsgruͤnde derjenigen Geſchworenen, 
welche entweder nicht erſchienen ſind, oder ihre Entlaſſungsgeſuche bei Eroͤff— 
nung oder während der Dauer der Gerichtsſitzung vorbringen. 

Geſchworene, welche ohne genuͤgend befundene Entſchuldigung nicht er⸗ 
ſcheinen oder ſich entfernen, werden, nachdem ſie verantwortlich gehoͤrt worden, 
in eine Geldſtrafe bis zu 100 Thalern, im Wiederholungsfalle in eine Geld⸗ 
firafe bis zu 200 Thalern genommen, und es findet gegen eine ſolche Straf⸗ 
verfügung innerhalb einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen Friſt nur Beſchwerde 
bei dem Appellationsgerichte Statt. 


$. 73. 


Sind beim Beginne der Verhandlung einer Sache in Folge des Nicht⸗ 
erſcheinens einzelner Geſchworenen oder der ihnen ertheilten Entlaſſung oder 
eurlaubung weniger als 30 Geſchworene vorhanden, ſo wird von dem Vor⸗ 
figenden des Gerichts die Zahl der Geſchworenen aus der Ergaͤnzungsliſte 
durch das Loos auf 36 er Anzt. t 
Die Erganzungsgeſchworenen muͤſſen der Ladung des Vorfigenden bei 
Vermeidung der im F. 72. beſtimmten Strafe unverzuͤglich Folge leiſten. 


§. 74. 


Geſchworene, welche weiter als eine Meile von dem Orte des Gerichts 
entfernt ihren Wohnſitz haben, erhalten, wenn ſie es verlangen, fuͤr jede Meile 
der Hin⸗ und der Herreiſe 8 Silbergroſchen Reiſeentſchadigung; Diäten werden 
ihnen nicht gezahlt. 
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e a re en H. 75. 


Eröffnung der Bei politifchen und Preßverbrechen, welche in den Geſetzen mit keiner 

— höheren, als der im $. 38. bezeichneten Strafe bedroht find, kommen ruͤckſicht— 

lich der Eroͤffnung der Unterſuchung die HH. 39. bis 47. einſchließlich zur An⸗ 

wendung. Wird die Eroͤffnung der Unterſuchung beſchloſſen, ſo ſind die zeit— 

herigen Verhandlungen an das kompetente Schwurgericht und den dieſem zu— 
geordneten Staatsanwalt abzugeben. 

In allen anderen Faͤllen muß dem muͤndlichen Verfahren vor den Ge— 

ſchworenen ſtets eine gerichtliche Vorunterſuchung vorhergehen, in welcher der 

Angeklagte zu hoͤren iſt. 


K 705 


Beantragt der Staatsanwalt nach dem Schluſſe der Vorunterſuchung, 
den Beſchuldigten in den Anklageſtand zu verſetzen, ſo iſt uͤber dieſen 
Antrag von einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Abtheilung des kompeten— 
ten Gerichts zu befinden. 


7 
Haͤlt jene Gerichtsdeputation eine Ergaͤnzung der Vorunterſuchung fuͤr 
nothwendig, ſo beauftragt ſie hiermit den Unterſuchungsrichter, welcher nach 


A ban des Auftrages die Akten wiederum dem Staatsanwalte vorzule⸗ 
gen hat. 


$. 7 8. 


Erklaͤrt fie ſich für die Verſetzung in den Anklageſtand, fo find die Ver— 
handlungen dem Appellationsgerichte einzureichen, deſſen aus fuͤnf Mitgliedern 
beſtehende Abtheilung für Strafſachen nach Anhörung des Ober-Staatsanwalts 
definitiv uͤber die Verſetzung in den Anklageſtand durch einen Beſchluß entſchei⸗ 
det. Nach Maaßgabe dieſes Beſchluſſes, welcher zugleich die Verweiſung der 
Sache vor ein beſtimmtes Schwurgericht anordnet, hat der Ober-Staatsanwalt 
binnen einer, der Regel nach auf nicht laͤnger als acht Tage zu beſtimmenden 
Friſt die foͤrmliche Anklageſchrift anzufertigen, welche dem zur Abhaltung des 
h kompetenten Gerichte und deſſen Staatsanwalte zu uͤber— 
ſenden iſt. 


579, 


Haupt-Ber- Zu dem Hauptverfahren vor den Geſchworenen iſt der nicht verhaftete 
Ts. Angeklagte unter Mittheilung einer Abſchrift der Anklageſchrift und des im 
und Kentuma⸗ H. 78. erwähnten Beſchluſſes durch eine ſchriftliche Verfugung vorzuladen, 

zialverfahren. welche die Aufforderung enthalten muß: 
zur feſtgeſetzten Stunde zu erſcheinen und die zu ſeiner Vertheidigung 
dienenden Beweismittel mit zur Stelle zu bringen oder ſolche dem Rich⸗ 
ter ſo zeitig vor dem Termine anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben 

herbeigeſchafft werden koͤnnen. 

Zu⸗ 


b 
Zugleich iſt dem Angeklagten die Warnung zu ſtellen, 


daß im Falle ſeines Ausbleibens mit der Entſcheidung in contumaciam 
verfahren werden ſolle. 


Zwiſchen der Behaͤndigung der Vorladung und dem Termine muß eine 
Friſt von mindeſtens acht Tagen liegen, es ſei denn, daß der Beſchuldigte ſelbſt 
auf dieſe Friſt verzichtet. 


$. 80. 


Erſcheint der gehörig vorgeladene Angeklagte in dem Termine nicht, fo 
ergeht, nachdem der Staatsanwalt gehört worden, ein Kontumazialurtel, wel 
ches der Gerichtshof ohne Mitwirkung der Geſchworenen erlaͤßt. 


$. 81. 


Erhebt der Verurtheilte innerhalb drei Tagen, nachdem ihm das Kontu— 
mazialerkenntniß behaͤndigt worden, Einſpruch gegen daſſelbe bei dem Gerichte, 
welches erkannt hat, ſo wird das Urtel als nicht ergangen erachtet, und die 
Sache gelangt zur abermaligen Verhandlung an das Schwurgericht. 

a en das demmächft ergebende Urtel findet ein abermaliger Einſpruch 
nicht Statt. 


§. 82. 

Dem Angeklagten iſt am Tage vor der Verhandlung der Sache ein 
Verzeichniß zuzuſtellen, welches Namen, Stand und Wohnort derjenigen Ge- 
ſchworenen enthalten muß, aus welchen das Schwurgericht für feine Sache ge— 
nommen werden ſoll. 

Sind am Tage der Verhandlung weniger als 30 Geſchworene vorhan⸗ 
den, und müffen deshalb Ergaͤnzungsgeſchworene berufen werden, fo iſt eine 
Bekanntmachung der Namen dieſer Erganzungsgeſchworenen an den Angeklag⸗ 
ten nothwendig, wenn er bei deren Auslooſung nicht ſelbſt gegenwaͤrtig war. 


$. 83. 
Die Bildung des Schwurgerichtes für jede Sache erfolgt an dem Tage, b, Püdung 
an welchem ſie verhandelt werden ſoll, in oͤffentlicher Sitzung, in welcher der ache u 
Vorſitzende des Gerichts, der Gerichtsſchreiber und der Staatsanwalt oder ein 
Vertreter deſſelben zugegen fein muͤſſen. 


$. 84. 


Erheben ſich uͤber die Bildung des Schwurgerichts Streitigkeiten, ſo 
muͤſſen die uͤbrigen Richter der Abtheilung zugezogen werden, und es kann ohne 
deren Mitwirkung eine Entſcheidung nicht ergehen. 


$. 85. 


Die Namen der Geſchworenen werden in Gegenwart des Angeklagten, 
welcher ſich des Beiſtandes ſeines Vertheidigers bedienen kann, aufgerufen. 

Der Name eines jeden Geſchworenen, welcher auf den Aufruf antwor— 
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tet, wird von dem Gerichts schreiber in eine Urne gelegt, aus welcher die Na⸗ 
men auszulooſen ſind. 
$. 86, 


Die Ziehung der Namen aus der Urne erfolgt durch den Vorſitzenden. 

Sobald ein Name gezogen iſt, erklaͤrt zuerſt der Beamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft und demnaͤchſt der Angeklagte oder deſſen Vertheidiger durch die 
Aeußerung: „Angenommen“ oder „Abgelehnt“, ob er den Geſchworenen an— 
nehme oder ablehne. 

Die Ablehnung oder Zuruͤcknahme iſt nicht mehr zulaͤſſig, wenn ein fer⸗ 
nerer Name aus der Urne gezogen iſt. 


$. 87. 

Das Schwurgericht fuͤr den einzelnen Fall iſt in dem Augenblicke gebil— 
det, wo die Namen von 12 nicht abgelehnten Geſchworenen aus der Urne ge— 
zogen ſind. 

$. 88. 
Das Recht zur Ablehnung erliſcht jedenfalls, ſobald nur noch 12 nicht 
abgelehnte Namen ſich in der Loosurne befinden. 
$. 89. 
Die Anfuͤhrung von Gruͤnden fuͤr die Ablehnung iſt nicht erforderlich. 
$. 90. 

Die Haͤlfte der Geſammtzahl der Ablehnungen ſteht der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, die andere Haͤlfte dem Angeklagten, oder wenn in einer und derſelben 
Sache deren mehrere ſind, allen zu. 

$. 91. 

Iſt die Geſammtzahl eine ungerade, fo ſteht der Staats anwaltſchaft eine 

Ablehnung weniger zu, als dem Angeklagten. 
$. 92. 

Sind bei einer und derſelben Sache mehrere Angeklagte betheiligt, ſo 
haben ſie ſich uͤber eine gemeinſchaftliche Ausuͤbung des Ablehnungsrechts 
zu einigen. 

a $. 93. 

Das Schwurgericht fuͤr die Sache muß aus zwoͤlf Perſonen, bei Strafe 

der Nichtigkeit beſtehen. 
§. 94. 


Der Gerichtshof kann verordnen, daß außer den 12 Geſchworenen noch 
einer oder mehrere in der durch das Loos beſtimmten Reihenfolge zugezogen 
werden ſollen, welche den Verhandlungen als ſtellvertretende Geſchworene fer 

en 
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den Fall beizuwohnen haben, daß es einem der Geſchworenen unmöglich wer⸗ 
den ſollte, bis zum Schluſſe der Verhandlung anweſend zu bleiben. 


§. 95. 
Niemand kann in einer Sache Geſchworener ſein, in welcher er als 
Zeuge, Dolmetſcher, Sachverſtaͤndiger oder Polizeibeamter thaͤtig geweſen iſt, 


oder ſonſt nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften als Richter nicht wurde 
mitwirken koͤnnen, bei Strafe der Nichtigkeit. 


$. 96. 


Die Mitglieder des gebildeten Schwurgerichts nehmen in der durch das 
Loos beſtimmten Ordnung ihre Sitze ein. 


§. 97. 
Vor dem Beginn der Verhandlung muß der Vorſitzende des Gerichts⸗ 
hofes die Geſchworenen mit den Worten: 
„Sie ſchwoͤren und geloben vor Gott und den Menſchen in der An— 
klageſache gegen N. Sich den Pflichten Ihres Berufes als Geſchwo— 
rene mit Gewiſſenhaftigkeit, Feſtigkeit und Treue zu widmen und un⸗ 
parteüſch Niemandem zu Liebe, und Niemandem 7 Leide, einen gewiſ⸗ 
ſenhaften Spruch zu faͤllen zwiſchen dem Angeklagten und dem Ge— 
ſetze, dem Sie Geltung verſchaffen ſollen“ 
als Geſchworene verpflichten, und die Geſchworenen übernehmen dieſe Wer: 
pflichtung mit den Eidesworten: 
„ic ſchwoͤre es, fo wahr mir Gott helfe“ 
indem ſie die rechte Hand erheben. 


F. 98. N 

Die Verhandlung der Sache beginnt mit Verleſung der Anklageſchrift « beg. 
durch den Gerichtsſchreiber: 2 ade 

Der Vorſitzende des Gerichts befragt den Angeklagten: gerichte. 

ob er ſich ſchuldig bekenne, oder nicht ſchuldig ſei? 

Bekennt er ſich ſchuldig und waltet gegen die Richtigkeit des Bekennt⸗ 
niſſes kein Bedenken ob, ſo faßt das Gericht das Urtel ſofort ohne Zuziehung 
von Geſchworenen ab. 

Andernfalls beginnt die Unterſuchung und Verhandlung der Sache vor 
den Geſchworenen. . 

Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere das Verhoͤr des Angeklag⸗ 
ten und der Zeugen, gebührt dem Vorſitzenden des Gerichts. Dieſer muß dem 
Staatsanwalte, und kann dem Angeklagten oder deſſen Vertheidiger, ſowie 
den Geſchworenen geſtatten, Fragen, welche ſie zur Aufklaͤrung der Sache fuͤr 
angemeſſen erachten, unmittelbar an die Betheiligten zu richten. 


F. 99. 


Ueber den Hergang im Termine wird von dem Gerichtsſchreiber ein Pro⸗ 
tokoll aufgenommen, welches die Namen der Richter und Geſchworenen, „> 
(Nr. 3087.) 


u U 


den weſentlichen Inhalt der Erklaͤrungen des Staatsanwaltes, des Angeklag⸗ 
ten und der Zeugen enthalten muß, und in welchem zugleich das abgefaßte 
Urtel niederzuſchreiben iſt. 

Dieſes Protokoll wird am Schluſſe von dem Vorſitzenden des Gerichts 
und dem Gerichtsſchreiber unterzeichnet. 

Die Beobachtung der vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten kann nicht anders 
als durch das Protokol bewieſen werden. 


$. 100. 


An die Verhandlung mit den Angeklagten und den Zeugen ſchließt ſich 
die Ausführung des Staatsanwalts und des Vertheidigers uͤber die Thatfrage. 
Der Vorſitzende muß ſodann den Hergang und das Reſultat der Beweisauf— 
nahme in einer kurzen Darſtellung zuſammenfaſſen, auf geſetzliche Vorſchriften, 
welche bei Beurtheilung der Thatfrage etwa in Betracht kommen, aufmerkſam 
machen, ſchließlich aber die von den Geſchworenen zu beantwortenden Fragen 
und zwar ſo ſtellen, daß ſie mit Ja oder Nein ſich beantworten laſſen. 


$. 101. 
Die Frage beginnt mit den Worten: „Iſt der Angeklagte ſchuldig?“ 


und muß alle thatſaͤchlichen Merkmale des Verbrechens enthalten, wegen deſſen 
die Anklage ausgeſprochen worden iſt. 
$. 102. 

Sind in der Verhandlung erſchwerende Umſtaͤnde hervorgetreten, deren 
in der Anklage keine Erwaͤhnung geſchehen iſt, ſo ſtellt der Vorſitzende die 
zuſaͤtzliche Frage: f N en 

„Hat der Angeklagte die That mit dieſem oder jenem Umſtande be— 
gangen?“ 
$. 103. 

Wegen der Thatſachen, welche die Verhaͤngung einer Strafe ausschlie- 
ßen oder die Anwendung einer milderen Strafe nach ausdruͤcklicher geſetzlicher 
Vorſchrift begruͤnden, iſt geeigneten Falles eine beſondere Frage zu ſtellen. 

Die Frage über die Zurechnungsfaͤhigkeit wird von den Geſchworenen 
bei dem Ausſpruche uͤber das Schuldig entſchieden. 


$. 104. 
Der Vorſitzende verlieſt die geſtellten Fragen, bei Strafe der Nichtigkeit. 


Werden gegen dieſelben von der Staatsanwaltſchaft oder dem Angeklagten 
Erinnerungen vorgebracht, ſo entſcheidet der Gerichtshof. 


$. 105. 

Der Vorſitzende muß den Geſchworenen, bei Strafe der Nichtigkeit, be⸗ 
merklich machen, daß, wenn ſie mit einer Mehrheit von nur ſieben Stimmen 
den Angeklagten der That oder der die That begleitenden erſchwerenden Um— 
ftande für ſchuldig erklaͤren ſollten, fie dies bei Abgabe ihrer Erklärung aus- 

druͤck⸗ 


= 


druͤcklich anzuzeigen haben, daß es aber zur Annahme von Umſtaͤnden, welche 
nach Vorſchrift der Geſetze die Strafbarkeit mildern, nur der Stimmen von 
ſechs Geſchworenen beduͤrfe ($. 111.). 


F. 106. 


Der Vorſitzende uͤbergiebt die ſchriftlich abgefaßten Fragen den Ge⸗ 
ſchworenen und laͤßt den Angeklagten aus dem Sitzungsſaale abfuͤhren. 


$. 107. 


Die Geſchworenen begeben ſich in ihr Berathungszimmer und waͤhlen 
daſelbſt durch Stimmenmehrheit ihren Vorſteher, welcher die Berathung leitet 
und deren Reſultat verkuͤndet. 


F. 108. 


Die Geſchworenen duͤrfen das Berathungszimmer nicht verlaſſen, bevor 
ſie ihren Ausſpruch beſchloſſen haben. 

Niemand darf in das Berathungszimmer eintreten, ohne eine ſchriftliche 
Ermächtigung des Vorſitzenden des Gerichts, welcher den Befehl zu ertheilen 
hat, daß der Eingang zu dem Zimmer bewacht werde. 


§. 109. 


Der Vorſteher der Geſchworenen befragt fie nach der Ordnung, in wel- 
cher die Fragen geſtellt find, und jeder Geſchworene antwortet wie folgt: 


1) Iſt der Geſchworene der Anſicht, daß die That nicht bewieſen oder der 
Angeklagte derſelben nicht uͤberfuͤhrt ſei, ſo erklaͤrt er: 
„Nein, der Angeklagte iſt nicht ſchuldig.“ \ 
In dieſem Falle hat der Geſchworene nichts weiter zu beantworten. 


2) Iſt er der Meinung, daß der Angeklagte der That mit den in der Frage 

enthaltenen Umſtaͤnden (. 102. und 103.) ſchuldig fei, fo antwortet er: 

„Ja, der Angeklagte iſt ſchuldig mit den in der Frage enthaltenen 
Umſtaͤnden.“ 


3) Iſt er der Meinung, daß der Angeklagte der That ſchuldig, aber daß 
keiner jener beſonderen Umſtaͤnde erwieſen ſei, ſo antwortet er: 
„Ja, der Angeklagte iſt ſchuldig, aber keiner der beſonderen Umſtaͤnde 
iſt erwieſen.“ 


4) Iſt er der Meinung, daß der Angeklagte der That ſchuldig, daß aber 
nur einzelne der Umſtaͤnde erwieſen ſeien, ſo erklaͤrt er: 
„Ja, der Angeklagte iſt ſchuldig, die That mit dem und dem Umſtande 
begangen zu haben, aber der oder die uͤbrigen Umſtaͤnde ſind nicht 
erwieſen.“ 
Jahrgang 1849. (Nr. 3087.) 5 §. 110. 


or 


$. 110. 


Bei der Beurtheilung der Schuld oder Nichtſchuld hat jeder Geſchwo⸗ 
rene unter genauer Pruͤfung aller Beweiſe fuͤr die Anklage und Vertheidigung 
nach ſeiner freien, aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen 
geſchoͤpften gewiſſenhaften Ueberzeugung zu entſcheiden: 

ob der Angeklagte ſchuldig 
de 


oder 
nicht ſchuldig ſei. 
H. 111. 


Die Entſcheidung erfolgt nach Mehrheit der Stimmen. 


Iſt jedoch das Schuldig ruͤckſichtlich der That, oder der die That be— 
gleitenden erſchwerenden Umſtaͤnde nur durch eine Mehrheit von ſieben Stim— 
men gegen fuͤnf ausgeſprochen, ſo tritt das Gericht ſelbſt in Berathung und 
entſcheidet nach Mehrheit der Stimmen uͤber den von den Geſchworenen nur 
mit einfacher Mehrheit feſtgeſtellten Punkt. 


Zur Annahme ſolcher Umſtaͤnde, welche nach ausdruͤcklicher Vorſchrift 
der Geſetze die Strafbarkeit mildern, iſt es genügend, wenn ſechs Geſchworene 
ſich fuͤr das Vorhandenſein derſelben ausſprechen. | 


§. 112. 


Nachdem die Geſchworenen ihren Ausſpruch beſchloſſen haben, und in 
den Sitzungsſaal zuruͤckgekehrt ſind, befragt der Vorſitzende des Gerichts ſie 
nach dem Ergebniſſe ihrer Berathung. 

Der Vorſteher der Geſchworenen erhebt ſich und ſagt: 


„Auf meine Ehre und mein Gewiſſen, vor Gott und den Menſchen 
bezeuge ich, der Spruch der Geſchworenen iſt: 
Ja, der Angeklagte iſt ſchuldig u. ſ. w. 
oder 


Nein, der Angeklagte iſt nicht ſchuldig.“ 
$. 113. 


Der Vorſteher muß dabei, wenn die Entſcheidung ruͤckſichtlich der That 
oder der die That erſchwerenden Umſtaͤnde zum Nachtheile des Angeklagten 
lautet, ausdruͤcklich angeben, ob ſie mit mehr als ſieben Stimmen, oder nur 
mit ſieben Stimmen gegen fuͤnf getroffen iſt; der Vorſitzende des Gerichts hat 
den Vorſteher der Geſchworenen, wenn jene Angabe unterblieben ſein ſollte, 
deshalb jedesmal beſonders zu befragen und das Reſultat im Protokolle ver— 
merken zu laſſen, bei Strafe der Nichtigkeit. 8 

114. 


„ 


§. 114. 


Der Ausſpruch der Geſchworenen wird im Protokolle oder in einer Bei: 
lage deſſelben von dem Vorſteher der Geſchworenen, dem Vorſitzenden des Ge⸗ 
richts und dem Gerichtsſchreiber unterzeichnet. 


$. 115. 


Findet der Gerichtshof, daß der Spruch nicht regelmaͤßig in der Form, 
oder in der Sache nicht erſchoͤpfend ſei, ſo kann er auf den Antrag des 
Staatsanwalts oder des Angeklagten oder auch von Amtswegen verordnen, 
daß die Geſchworenen ſich in das Berathungszimmer zuruͤckbegeben, um den 
Mangel zu verbeſſern. Dieſe Maßregel iſt zulaͤſſig, fo lange nicht auf Grund 
des Ausſpruchs ein Urtheil des Gerichtshofes ergangen iſt. 

Die Verbeſſerung muß in der Art geſchehen, daß der urſpruͤngliche Aus⸗ 
ſpruch der Geſchworenen erkennbar bleibt. 


$. 116. 


Wenn die Richter einſtimmig der Anſicht ſind, daß die Geſchworenen, 
obgleich ihr Ausſpruch in der Form regelmaͤßig iſt, ſich in der Sache geirrt 
haben, ſo verweiſet der Gerichtshof die Sache zu einer anderen Sitzung, damit 
fie vor einem neuen Schwurgerichte verhandelt werde, an welchem keiner der 
fruͤheren Geſchworenen Theil nehmen darf. 

Dieſe Maßregel darf von Niemandem beantragt werden; der Gerichts— 
hof kann ſie nur von Amtswegen verordnen, und zwar unmittelbar nach 
Vorleſung des Ausſpruchs der Geſchworenen in der Sitzung, und niemals zum 
Nachtheile des Angeklagten. 

Nach dem zweiten Ausſpruche der Geſchworenen, auch wenn derſelbe 


mit dem erſten Ausſpruche uͤbereinſtimmt, muß der Gerichtshof das Ur— 
theil ſprechen. 


$. 117. 
5 Nachdem der Angeklagte in den Sitzungsſaal zuruͤckgefuͤhrt worden, ver- 4. Urtele- 
lieſt der Gerichtsſchreiber den Ausspruch der Geſchworenen. ſprechung. 
$. 118. 


i Iſt der Angeklagte fuͤr nicht ſchuldig erklaͤrt worden, ſo ſpricht der Ge⸗ 
richtshof denſelben von der Anklage frei und verordnet, daß derſelbe ſofort in 
Freiheit geſetzt werde, wenn er nicht aus einem ſonſtigen Grunde verhaftet iſt. 


§. 119. 


Wird im Laufe der Verhandlungen der Angeklagte durch Urkunden oder 
(Nr. 3087.) 5# Zeu⸗ 
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Zeugenausſagen eines anderen Verbrechens oder Vergehens beſchuldigt, fo hat 
der Gerichtshof ſofort die weiter erforderliche Verfuͤgung zu treffen, und kann, 
wenn die geſetzlichen Erforderniſſe dazu vorhanden find, ſogleich einen Verhafts— 
befehl erlaſſen. 

H. 120, 

Iſt der Angeklagte für ſchuldig erklaͤrt worden, fo ſtellt die Staats— 
Anwaltſchaft ihren Antrag auf Anwendung des Geſetzes. 

§. 121. 

Der Vorſitzende des Gerichts befragt den Angeklagten, ob und was er 
zu ſeiner Vertheidigung noch anzufuͤhren habe. 

Der Angeklagte oder ſein Vertheidiger duͤrfen die in dem Ausſpruche der 
Geſchworenen feſtgeſtellten Thatſachen nicht mehr beſtreiten oder in Zweifel 
ziehen; ihre Ausfuͤhrung muß ſich auf die aus denſelben herzuleitenden geſetz— 
lichen Folgen beſchraͤnken. 

$. 122. 

Die Richter ziehen ſich hierauf in das Berathungszimmer zuruͤck, um 

das Urtheil zu faͤllen. 
§. 123. 
Dir Berathung uͤber das Urtheil erfolgt ohne Beiſein anderer Perſonen. 


§. 124. 
Bei der Faͤllung des Urtheils entſcheidet Stimmenmehrheit. 


H. 125. 


Iſt die That, deren der Angeklagte fuͤr ſchuldig erklaͤrt worden iſt, durch 
ein Strafgeſetz nicht vorgeſehen, fo ſpricht der Gerichtshof den Angeklag⸗ 


ten frei. 5 
Abſchnitt IV. 
Von der Anfechtung der Erkenntniſſe. 
§. 126. 
1. Appellation. Gegen die von den Einzelrichtern und den Gerichtsabtheilungen für Ver: 


brechen ($$. 27. 38.) gefaͤllten Urtel iſt ſowohl die Staatsanwaltſchaft, > 
der 


zii 


der Angeklagte innerhalb einer praͤkluſiviſchen Friſt von zehn Tagen das Rechts: 
mittel der Appellation einzulegen berechtigt. Der Appellant kann dasjenige, 
was vom erſten Richter als tharfächlich feſtſtehend angenommen worden iſt, nur 
mittelſt neuer Thatſachen oder neuer Beweismittel anfechten, und der Appel⸗ 


lationsrichter hat zu beurtheilen, ob dieſe neuen Thatſachen und neuen Beweis— 
mittel erheblich ſind. 


$. 127. 


Die zehntaͤgige Appellationsfriſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem das erſte Urtheil verkuͤndet worden iſt. Hat die Verkuͤndung des 
Urtheils in Abweſenheit des Angeklagten ſtattgefunden, ſo nimmt die Appella— 
tionsfriſt fuͤr denſelben erſt mit dem Ablaufe desjenigen Tages ihren Anfang, 
an welchem ihm die Ausfertigung des Urtheils behaͤndigt worden iſt. 


H. 1 28. 


Die Appellation iſt bei dem Gerichte der erſten Inſtanz entweder muͤnd⸗ 
lich zum Protokoll oder ſchriftlich anzumelden. e 


g. 129. 


Die Angabe der Beſchwerden, ſowie deren Rechtfertigung und die An— 
führung neuer Thatſachen oder Beweismittel konnen gleichzeitig mit der Ap⸗ 
pellationsanmeldung erfolgen, muͤſſen aber, wenn dies unterblieben iſt, innerhalb 
der auf den Tag dieſer Anmeldung naͤchſtfolgenden zehn Tage geſchehen. Das 


Gericht iſt jedoch ermaͤchtigt, dieſe Friſt auf den Antrag des Appellanten den 
Umſtaͤnden nach angemeſſen zu verlängern. | 


$. 130. 


Die Appellationsſchrift wird dem Appellaten mit der Aufforderung mit: 
etheilt: 
> binnen einer Friſt von zehn Tagen anzuzeigen, ob und welche neue That: 
ſachen oder Beweismittel er ſeinerſeits anzufuͤhren habe. r 
Hat der Staatsanwalt appellirt und ift der Angeklagte verhaftet, jo wird die— 
ſem der Inhalt der Appellationsſchrift vorgeleſen und die eben gedachte Auf: 
forderung zum Protokoll bekannt gemacht; beſitzt er einen Vertheidiger, ſo iſt 
dieſem auf Verlangen Abſchrift der Appellationsſchrift zuzuſtellen. 


$. 131. 


Weiſet das Gericht erſter Inſtanz die Appellation als nicht rechtzeitig 
angemeldet zuruͤck, ſo kann der Zuruͤckgewieſene hierbei innerhalb einer zehntaͤ⸗ 
gigen praklufisiichen Friſt, welche mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an dem 
ihm die zuruͤckweiſende Verfuͤgung bekannt gemacht worden iſt, bei dem Appel⸗ 

(Nr. 2087.) lations⸗ 
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lationsgericht Beſchwerde fuͤhren. Bei der Entſcheidung dieſes Gerichts muß 
es bewenden. 


H. 132. 


Die Verhandlung und Entſcheidung zweiter Inſtanz erfolgt von einer 
aus fuͤnf Mitgliedern nebſt einem Gerichtsſchreiber beſtehenden Abtheilung des 
zuſtaͤndigen Appellationsgerichts. 


§. 133. 


Dem Ober-Staatsanwalte liegt der Betrieb der Sache in zweiter In⸗ 
ſtanz ob. 


$. 134. 


Nachdem die Akten bei dem Gerichte zweiter Inſtanz eingegangen ſind, 
beſtimmt daſſelbe einen Termin zum muͤndlichen Verfahren und ladet dazu den 
Ober⸗Staatsanwalt, den Angeklagten, ſofern derſelbe nicht verhaftet iſt, ſowie 
diejenigen Zeugen vor, deren Abhoͤrung mit Bezug auf die Vorſchrift des 
$. 126. für erforderlich erachtet wird. 

Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo kann er im Termin nur durch einen 
Vertheidiger vertreten werden, der ihm auf feinen Antrag von Amtswegen be⸗ 
ſtellt werden muß. Auch dem nicht verhafteten Angeklagten ſteht frei, ſich im 
Termine durch einen mit Vollmacht zu verſehenden Vertheidiger vertreten zu 
laſſen. 


H. 135. 


Erachtet das Appellationsgericht aus beſonderen Gruͤnden das perſoͤn— 
liche Erſcheinen des Angeklagten fuͤr nothwendig, ſo kann es die Vorfuͤhrung 
oder Geſtellung deſſelben anordnen. 


$. 136. 


Bei dem muͤndlichen Verfahren, deſſen Leitung dem Vorſitzenden ge- 
buͤhrt, giebt zuerſt ein aus der Zahl der Gerichtsmitglieder zu ernennender Re⸗ 
ferent mündlich eine Darſtellung der bis dahin ſtattgehabten Verhandlungen.“ 

Hierauf wird der Appellant mit ſeinen Beſchwerden, der Appellat mit 
ſeinen Gegenerklaͤrungen, und nach der Beweisaufnahme, wenn eine ſolche Statt 
findet, der Staatsanwalt mit feinen Anträgen, in allen Fällen aber zuletzt der 
Angeklagte oder ſein Vertheidiger gehoͤrt und hierauf das Urtheil gefaͤllt. 

Hat ſowohl der Staatsanwalt als der Angeklagte appellirt, ſo wird 
uͤber beide Appellationen zugleich entſchieden. 

In allen uͤbrigen Beziehungen kommen bei dem muͤndlichen Verfahren 
zweiter Inſtanz die fuͤr die erſte Inſtanz ertheilten Vorſchriften ebenfalls zur 
Anwendung. f 

$. 137. 


ra 


H. 137. 


Gegen ein Appellationsurtel über die im $. 27. gedachten Vergehen 
findet ein weiteres Rechtsmittel nicht Statt. 


K. 138. 
Appellationserkenntniſſe uͤber die im H. 38. bezeichneten Verbrechen, und 2. Nichngkeite⸗ 


Erkenntniſſe der Geſchworenengerichte ($. 60.) koͤnnen durch eine Nichtigkeits-⸗ dbeſchwerde. 
beſchwerde angefochten werden. 


F. 139. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde findet Statt: 

1) wegen Verletzung von Förmlichkeiten im Verfahren, deren Beachtung 
bei Strafe der Nichtigkeit vorgeſchrieben iſt, 

2) wegen Verletzung eines Strafgeſetzes. 


H. 140. 


Als Formlichkeiten des Verfahrens, deren Verletzung eine Nichtigkeit 
zur Folge haben ſoll, gelten außer den in den §H. 14. 93. 95. 104. 105. 113. 
ausdruͤcklich genannten noch folgende: 
1) wenn der Angeklagte in den Fällen, in denen ein Kontumazialverfahren 
nicht Statt finden durfte, nicht gehoͤrt worden; 
2) wenn der Angeklagte in den Faͤllen, in welchen das Geſetz die Verthei— 
digung vorſchreibt, ohne Beiſtand eines Vertheidigers geweſen; 
3) wenn das Urtel erlaſſen worden, ohne daß vorher die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft mit ihrem Antrage gehoͤrt worden; 
4) wenn bei dem Gerichtshofe nicht die erforderliche Anzahl Richter zuge⸗ 
gen geweſen; 
5) wenn der Gerichtshof der nicht kompetente Richter geweſen iſt. 


$. 141. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſteht ſowohl dem Staatsanwalte, als dem 
Angeklagten zu. ö 
$. 142. 


Dem Staatsanwalte ſteht die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht zu, wenn von 
Geſchworenen ein Nichtſchuldig ausgeſprochen iſt. 


$. 143. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde muß binnen einer praͤkluſiviſchen Friſt von 
zehn Tagen, vom Tage der Verkuͤndung, oder, wenn ein Kontumazialverfah⸗ 
(Nr. 3087.) ren 
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ren Statt gefunden hat, der Behaͤndigung des Urtels an den Angeklagten 
gerechnet, bei dem Gerichte, welches das Urtel erſter Inſtanz gefaͤllt hat, 
ſchriftlich unter Angabe der Beſchwerdepunkte angebracht werden. 

Dem Angeklagten iſt geſtattet, feine Nichtigkeitsbeſchwerde entweder ſo— 
gleich bei der Verkuͤndung des Urtels, oder e a der zehntaͤgigen praͤklu⸗ 
ſiviſchen Friſt zu Protokoll zu erklaͤren, oder mittelſt einer dem Gerichte einzu— 
reichenden Schrift anzubringen. Dieſe Schrift muß von einem zum Richter⸗ 
amte befaͤhigten Rechtsverſtaͤndigen legaliſirt ſein. 


§. 144. 

Das Gericht theilt die Beſchwerde des Angeklagten dem Staatsanwalte, 
die des Staatsanwalts dem Angeklagten und deſſen Vertheidiger zur Gegen— 
erklaͤrung innerhalb einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen Friſt in Abſchrift mit und 
ſendet nach Ablauf dieſer Friſt die Akten, unter Benachrichtigung der Parteien, 
an das Ober-Tribunal. 


$. 145. | 
Die Entſcheidung über die Nichtigkeitsbeſchwerde erfolgt auf mündlichen 
Vortrag von einem aus ſieben Mitgliedern beſtehenden Senate des Ober - Tri- 
bunals in öffentlicher, nur durch Aushang an der Gerichtsſtelle bekannt zu 


machender Sitzung, in welcher die Staatsanwaltſchaft, ſowie ein etwa erſchie⸗ 
nener Vertreter des Angeklagten zu hoͤren iſt. 


$. 146. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei dem Ober-Tribunal werden 
vorlaͤufig von der Staatsanwaltſchaft beim Kammergerichte wahrgenommen. 


$. 147. 


Nur die beim Ober-Tribunale angeſtellten Juſtizkommiſſarien haben das 
Recht, die Angeklagten vor dem Gerichtshofe zu vertreten. 


H. 148. 


Iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde auf unrichtige Anwendung oder auf Nicht⸗ 
anwendung eines Strafgeſetzes ($. 139. Nr. 2.) gegruͤndet, und erachtet das 
Dber-Tribunal dieſelbe für gerechtfertigt, jo vernichtet es das angefochtene Urtel 
und erkennt in der Sache ſelbſt, was Rechtens, oder verweiſt, wenn es noch 
auf thatſaͤchliche Ermittelungen ankommt, die Sache zur anderweitigen Ver— 
handlung und Entſcheidung an das Gericht der betreffenden Inſtanz. 


$. 149. 


Iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde auf Verletzung von Foͤrmlichkeiten 
gegruͤndet, ſo vernichtet das Ober-Tribunal, wenn es die Beſchwerde fuͤr ge— 
recht⸗ 


= MM — 
rechtfertigt erachtet, das angefochtene Urtel, und ordnet die anderweitige Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung vor dem durch ihn zu bezeichnenden Gerichte an. 


$. 150. 


Eine Ausfertigung des Urtels des Ober-Tribunals iſt dem Gerichte zur 
Verkündung oder Behändigung an den Angeklagten zu uͤberſenden, auch auf 
Verlangen dem Staatsanwalte zuzuſtellen. 


$. 151. 


Gegen jedes rechtskräftige Urtheil kann der Verurtheilte zu jeder 3. Reſttution. 
Zeit das Rechtsmittel der Reſtitution einwenden, wenn er darzuthun vermag, 


daß das Urtheil auf eine falſche Urkunde oder auf die Ausſage eines meineidi— 
gen Zeugen gegruͤndet iſt. 


$. 152. 


Das Reſtitutionsgeſuch muß bei dem Gerichte, welches in erſter Inſtanz 
erkannt hat, angebracht werden. 


$. 153. 


Kann derjenige, welcher die Faͤlſchung oder den Meineid begangen haben 
ſoll, noch belangt werden, ſo muß das angeblich von ihm veruͤbte Verbrechen 
durch eine gegen ihn zu veranlaſſende gerichtliche Unterſuchung erſt rechtskraͤftig 
feſtgeſtellt werden, bevor dem Reſtitutionsgeſuche ſtattgegeben werden kann. 

In anderen Faͤllen wird das von dem Angeklagten eingereichte Reſtitu— 
tionsgeſuch zunaͤchſt dem Staatsanwalte mitgetheilt, um, wenn es ihm erfor— 
derlich erſcheint, eine gerichtliche Vorunterſuchung uͤber die zur Begruͤndung der 
Reſtitution angefuͤhrten Thatſachen zu veranlaſſen und alsdann das Geſuch mit 
ſeiner Erklaͤrung daruͤber wieder vorzulegen. 


§. 154. 


Wird das Reſtitutionsgeſuch von dem Gerichte als unbegruͤndet zuruͤck⸗ 
gewieſen, ſo ſteht dem Imploranten frei, innerhalb der naͤchſten zehn Tage 
nach dem Empfange des Beſcheides bei dem Gerichte der hoͤheren Inſtanz 
Beſchwerde zu fuͤhren. Eine weitere Beſchwerdefuͤhrung iſt unzuläffig. 


$. 155. 


Wird ein Reſtitutionsgeſuch fuͤr begruͤndet erachtet, ſo hat das Gericht 
ſofort das mündliche Verfahren nach der für die in Rede ſtehende Geſetzes⸗ 
Uebertretung vorgeſchriebenen Form zu erneuern und unter Aufhebung ſeines 
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früheren Urtheils ein neues zu fallen, gegen welches die gewöhnlichen Rechts⸗ 
mittel zuläffig find. 


$. 150. 
Die $$. 532. 588. 589. der Kriminalordnung treten außer Kraft. 
$. 157. 
Folgen der Durch Einlegung eines Rechtsmittels von Seiten des Staatsanwalts 


Sinkgung der darf die Freilaſſung des in Haft befindlichen Angeklagten, wenn das Urtheil 
e eine Freiheitsſtrafe gegen ihn nicht verhaͤngt hat, niemals verzoͤgert werden. 
„Angeflagien. 


$. 138. 


Iſt der Angeklagte zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt, ſo haͤlt das vom 
„ gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmittel den Antritt der Strafe 
nicht auf. 


$. 159. 


Dagegen wird durch die Einlegung der Appellation oder Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde von Seiten des Angeklagten die Vollſtreckung der Strafe aufgehalten. 
Eine vorlaͤufige Abfuͤhrung des zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilten nach der 
Strafanſtalt iſt, ſelbſt mit deſſen Einwilligung, nicht ferner zulaͤſſig. Das Ge⸗ 
richt iſt jedoch befugt und verpflichtet, die erforderlichen Sicherungsmaaßregeln 
gegen den Verurtheilten zu treffen. 


$. 160, 
i Aufhebung Das Rechtsmittel der Aggravation findet in den nach diefer Verordnung 
I de Mg behandelten Unterſuchungsſachen nicht ferner Statt. 
vation. 


A bſchnitt V. 


Von dem Verfahren bei Unterſuchung der Polizeivergehen. 
H. 161. 


Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts ſind bei allen wegen Polizeivergehen 
zu verhaͤngenden Unterſuchungen anzuwenden. 


$. 162. 


Die Verwaltung dieſer Polizeigerichtsbarkeit ſoll in erſter Inſtanz von 
einzelnen Richtern gefuͤhrt werden, welche kommiſſariſch zu dieſem Geſchaͤfte zu 
ernennen ſind. a 1.455 
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$. 163. 


Die Verfolgung der Uebertreter der Polizeiſtrafgeſetze vor Gericht ſoll 
durch Polizeianwalte geſchehen, in Anſehung deren Ernennung, Beaufſichtigung, 


Befugniſſe und Obliegenheiten die in den F. 28. folg. enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen gelten. 


$. 164. 


Bei der Unterſuchung und Entſcheidung erſter Inſtanz iſt von den Po- 1. Oddenlli⸗ 
lizeirichtern in der Regel daffelbe Verfahren zur Anwendung zu bringen, wel⸗ ces Verſahren. 
ches in Betreff der Vergehen vorgeſchrieben iſt. 


Dem Angeſchuldigten ſteht jedoch frei, ſich bei den Verhandlungen ſo⸗ 
wohl in dieſer als in der folgenden Inſtanz durch einen Bevollmaͤchtigten aus 


der Zahl der bei dem Gericht zur Praxis berechtigten Juſtizkommiſſarien auf 
ſeine Koſten vertreten zu laſſen. 


§. 165. 


Gegen das Urtheil erſter Inſtanz iſt ſowohl der Angeſchuldigte als der 
Polizeianwalt innerhalb einer zehntaͤgigen praͤkluſiviſchen Friſt, deren Anfang 
nach der wegen der Appellationsfriſt gegebenen Vorſchrift zu beſtimmen iſt, 
das Rechtsmittel des Rekurſes einzulegen berechtigt. 


$. 166. 
Der Rekurs kann auf neue Beweismittel uͤber bereits angefuͤhrte That⸗ 


umſtaͤnde nicht gegründet werden, auf neue Thatumftände aber nur in ſoweit, 
als dieſelben bei der Anfuͤhrung zugleich bef cheinigt werden. 


$. 167. 
Die Anbringung des Rekurſes muß bei dem Polizeirichter muͤndlich zum 


Protokoll oder ſchriftlich geſchehen. Eine beſondere Friſt zur Rechtfertigung 
des Rekurſes iſt nicht zu geſtatten. 


$. 168. 


Die Entſcheidung uͤber den Rekurs gebuͤhrt einer aus drei Mitgliedern 
beſtehenden Abtheilung des Appellationsgerichts. 


H. 169. 
Findet die Abtheilung bei Prüfung der Akten, daß der Rekurs nicht zu⸗ 


laͤſſig, oder, wenn dabei nur auf die Verhandlungen in erſter Inſtanz Bezug 
(Ir. 3087.) 6* ge⸗ 
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genommen iſt, nicht begründet fei, fo weift fie den Rekurrenten durch eine Ver⸗ 
fuͤgung zuruͤck, gegen welche ein weiteres Rechtsmittel nicht geſtattet iſt. 


$. 170. 


In allen anderen Fällen beſtimmt die Deputation, unter Mittheilung der 
Rekursſchrift an die Gegenpartei, einen Termin zum muͤndlichen Verfahren. 
Gegen das auf den Rekurs abgefaßte Urtheil findet ein weiteres Rechtsmittel 
nicht Statt. 


$. 171. 


2. Mandats⸗ Beruht die Anklage wegen eines Polizeivergehens auf der Anzeige eines 
Berſahnn. Beamten, welcher die That aus eigener amtlicher Wahrnehmung bekundet, 
wozu auch eine im Dienſte befindliche Militairperſon zu rechnen iſt, und wird 
nicht etwa der Angeſchuldigte dem Polizeirichter zugleich vorgefuͤhrt, in welchem 
Falle ſtets das ordentliche Verfahren eintreten muß, ſo ſetzt der Polizeirichter 
auf Grund der Anklage die Strafe feſt, und macht ſie dem Angeſchuldigten 
durch eine ſchriftliche Verfuͤgung mit dem Bedeuten bekannt, 
daß, wenn er durch dieſe Straffeſtſetzung ſich beſchwert finden ſollte, er 
zur Ausfuͤhrung ſeiner Vertheidigung ſich in einem, ſogleich in der Ver— 
fuͤgung und zwar auf mindeſtens zehn Tage hinaus zu beſtimmenden Terz 
mine vor den Polizeirichter zu ſtellen, im Falle ſeines Nichterſcheinens in 
dieſem Termine aber die Vollſtreckung der Strafe zu gewaͤrtigen habe. 


2. 


In dieſer Verfuͤgung muß angegeben ſein: 
1) die Beſchaffenheit des Vergehens, ſowie die Zeit und der Ort ſeiner 
Veruͤbung; 
2) der Name des Beamten, welcher das Vergehen angezeigt hat, und 
3) die Straffeſtſetzung unter Anfuͤhrung der Strafvorſchrift, auf welche die⸗ 
ſelbe ſich gruͤndet. a 
Die Verfuͤgung muß zugleich fuͤr den Fall, wenn der Angeſchuldigte 
bei der Straffeſtſetzung ſich nicht beruhigen zu koͤnnen glaubt, die Aufforderung 
an denſelben enthalten, die zu ſeiner Vertheidigung dienenden Beweismittel in 
dem anberaumten Termine mitzubringen, oder ſolche dem Richter ſo zeitig vor 
55 Termine anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben herbeigeſchafft werden 
oͤnnen. 


§. 173. 


Erſcheint der Angeſchuldigte in dem Termine perſoͤnlich oder durch einen 
zuläffigen Bevollmächtigten, fo iſt nach Vorſchrift der H. 164. folg. zu vers 
fahren; erſcheint er nicht, ſo hat der Richter einen Vermerk hieruͤber auf— 


zunehmen. 
$. 174. 


re 


$. 174, 


Der Angeſchuldigte kann auf Reſtitution antragen, wenn er durch unab— 
wendbare Umſtaͤnde verhindert worden iſt, perſoͤnlich in dem Termine zu erſchei⸗ 
nen. Das Reſtitutionsgeſuch muß binnen zehn Tagen nach dem Termine bei 
dem Polizeirichter angebracht werden und die Angabe der Hinderungsgruͤnde 
mit der erforderlichen Beſcheinigung enthalten. Auf unbeſcheinigte Hinderungs⸗ 
gründe darf der Richter keine Ruͤckſicht nehmen. Erſt nach fruchtloſem Ablaufe 
dieſer Friſt iſt die Strafe zu vollſtrecken. 


F. 175. 


Findet der Polizeirichter das Reſtitutionsgeſuch begruͤndet, ſo iſt ein naher 
Termin zur Verhandlung der Sache anzuberaumen und nach den Vorſchriften 
der HH. 164. ff. zu verfahren. 

Bleibt der Angeſchuldigte in dieſem Termine abermals aus, ſo iſt die 
e ohne weitere Zulaſſung irgend eines Rechtsmittels zur Vollſtreckung zu 

ringen. 


F. 176. 


Findet der Richter das Reſtitutionsgeſuch nicht begruͤndet, ſo weiſet er 
daſſelbe durch eine Reſolution zuruͤck, gegen welche dem Angeſchuldigten die 
Beſchwerde an das Appellationsgericht offen ſteht. Dieſe Beſchwerde muß bin⸗ 
nen 24 Stunden nach Zuſtellung der Reſolution bei dem Polizeirichter ange- 
bracht werden. Wird fuͤr die Zulaſſung der Reſtitution entſchieden, ſo geht die 
Sache zur Verhandlung in erſter Inſtanz an den Polizeirichter zuruͤck. 


§. 177. 


Zur Entſcheidung über das Reſtitutionsgeſuch und uͤber die Beſchwerde 
gegen die daſſelbe zuruͤckweiſende Reſolution bedarf es der vorgaͤngigen Anhoͤ⸗ 
rung des Polizeianwalts. 


A bſchnitt VI. 
Von den Koſten des Unterſuchungsverfahrens. 


$. 178. 


Mit der Verurtheilung des Angeklagten zu einer Strafe, fie möge in 
der erſten oder einer ſpaͤteren Inſtanz erfolgen, iſt zugleich die Verurtheilung 
deſſelben in alle Koſten des Verfahrens auszuſprechen. Wird dagegen der An- 
geklagte für nicht ſchuldig erklärt, fo hat derſelbe die Koſten des Verfah⸗ 
rens nicht zu tragen und iſt von der Verpflichtung hierzu, wenn ihm dieſelbe 
durch ein Urtel fruͤherer Inſtanz auferlegt war, freizuſprechen. 


(Nr. 3087.) F. 9. 
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$. 179. 


Die Koften eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen demjeni- 
gen zur Laſt, welcher daſſelbe eingewendet hat. ft dies der Staatsanwalt, ſo 
werden ſie niedergeſchlagen. Bei der Verſaͤumniß von Friſten und Terminen 
traͤgt der Saͤumige die dadurch verurſachten Koſten. 


Abſchnitt VI. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 180. 


Die Gerichte ſind befugt, Perſonen, welche Stoͤrung in der oͤffentlichen 
Sitzung verurſachen, aus dem Sitzungsſaale entfernen zu laſſen, auch nach Be⸗ 
finden der Umſtaͤnde und nachdem die Staatsanwaltichaft daruͤber gehoͤrt wor⸗ 
den, gegen ſolche Perſonen ſofort eine Gefaͤngnißſtrafe bis zu acht Tagen feſt⸗ 
zuſetzen und vollſtrecken zu laſſen. 


§. 181. 


In dem Verfahren wegen e und bei Disziplinarſachen ge⸗ 
gen Beamte wird durch die Vorſchriften des vorliegenden Geſetzes nichts 
eaͤndert. 

1 Unterſuchungen wegen Steuerdefraudationen und Kontraventionen, ſowie 
wegen Injurien gegen Beamte bei Ausübung ihres Amtes oder in Beziehung 
auf daſſelbe, wozu auch Beleidigungen der im Dienſte befindlichen Perſonen 
der bewaffneten Macht gehoͤren, ſind fortan nach Abſchnitt II. und beziehungs- 
weiſe Abſchnitt III. dieſer Verordnung zu behandeln und unterliegen auch hin: 
ſichtlich der Rechtsmittel den Vorſchriften derſelben. 

Alle ſonſtigen Injurien, mit Ausnahme der ſchweren Realinjurien, koͤn⸗ 
nen fortan nur im Wege des Zivilprozeſſes verfolgt werden. 


$. 182. 
Der fiskaliſche Unterſuchungsprozeß findet nicht ferner Statt. 
H. 183. 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften ſind in ſoweit 
aufgehoben, als ſie mit den Beſtimmungen derſelben ſich nicht vereinbaren 
laſſen. 


Bei dem Kammergerichte und dem Kriminalgerichte zu Berlin tritt ſie 
an die Stelle des Geſetzes vom 17. Juli 1846. (Geſetzſammlung S. vi M) 


I 


H. 184. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. April d. J. in Kraft und 
ſind bis dahin die zur Ausfuͤhrung derſelben erforderlichen Anordnungen, ins⸗ 
beſondere, was die Bildung der Geſchworenenliſten betrifft, durch Unſere Mi⸗ 
niſter des Innern und der Juſtiz zu treffen. 

Die zu dieſem Zeitpunkte anhaͤngigen Sachen, in welchen bereits die 
förmliche Unterſuchung eröffnet iſt, ſollen, mit Ausnahme der politiſchen und 
Preß verbrechen ($. 60. Nr. 2., F. 61.), nach den bisherigen Vorſchriften durch 
alle nach denſelben zulaͤſſigen Inſtanzen zu Ende gefuͤhrt werden. g 

Dagegen ift bei politiſchen und Preßverbrechen, über welche noch nicht 


in erſter auen erkannt worden, das Verfahren nach den Vorſchriften der 
gegenwaͤrtigen Verordnung umzuleiten. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 3. Januar 1849. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
v. Strotha. Rintelen. v. d. Heydt. 
Fuͤr den Finanz-Miniſter: v. Buͤlow. 
Kuͤhne. 


(Nr. 3088.) Verordnung uͤber die in Stelle der Vermoͤgens-Konfiskation gegen Deferteure 2%. 


und ausgetretene Militairpflichtige zu verhaͤngende Geldbuße. Vom 
4. Januar 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
reußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 
in Erwaͤgung, daß die Vermoͤgenskonfiskation durch den Artikel 9. 
der Verfaſſungsurkunde aufgehoben und hierdurch die Subſtituirung 
einer anderen Strafe fuͤr das Verbrechen der Deſertion und des 


Austritts militairpflichtiger Perſonen zu einem dringenden Beduͤrfniß 
geworden iſt, 


auf Grund des Artikels 105. der 
Unſerer Monarchie, was folgt: 
(Nr. 30873089.) . 1. 


Verfaſſungsurkunde, fuͤr den ganzen Umfang 


„e, eee e, 


zo — 
H. 1. 


“x Gegen Deſerteure, deren man nicht habhaft werden kann, ſowie gegen 
diejenigen Perſonen, welche, um ſich der Pflicht zum Eintritt in den Dienſt 
des ſtehenden Heeres zu entziehen, die Preußiſchen Lande verlaſſen, ſoll anſtatt 
der Vermoͤgenskonfiskation auf Geldbuße von Funfzig bis zu Eintauſend Tha— 

g lern erkannt werden. 
Ar ie rien Syn Die Beſtimmungen uͤber das Verfahren bleiben unverändert. 


dab mie nee n. N w. 6 ed, x 9 
* H. . 


wu din ac e, Fa . 1 9 f 
3 se: Unſere Miniſter des Krieges und der Juſtiz werden mit der Ausführung 
A dieſer Verordnung beauftragt. 

ER: Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
g tem Königlichen Inſiegel. 

A Gegeben Potsdam, den 4. Januar 1849. 


3 (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
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. — Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
, be 2 7499 209.252 Rintelen. v. d. Heydt. 


Fuͤr e Gr. v. Buͤlow. 
uhne, 


(Nr. 3089.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. Januar 1849., betreffend die Zulaͤſſigkeit von 
Amtshandlungen am 22. und 29. Januar d. J. 


Au den Antrag des Staatsminiſteriums in dem Berichte vom 4. d. M. be⸗ 
ſtimme Ich, daß auf den 22. und den 29. Januar dieſes Jahres wegen der 
auf dieſe Tage durch das Patent vom 5. Dezember v. J. (Geſetzſammlung 
Seite 392.) anberaumten Wahlen, hinſichtlich der Vornahme von Nechtöge- 
ſchaͤften, ſowie der Amtshandlungen der Behoͤrden und einzelnen Beamten, die 
in den buͤrgerlichen Geſetzen fuͤr Sonn- und Feſttage gegebenen Beſtimmungen 
angewendet werden ſollen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch Aufnahme in die Geſetzſammlung zur all- 
gemeinen Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 5. Januar 1849. 


Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 


Rintelen. v. d. Heydt. 


Fuͤr den Finanzminiſter: Gr. v. Buͤlow. 
Kuͤhne. 
An das Staatsminiſterium. 


